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Wir suchen zum baldigen Antritt einen

jungen Gehilfen
der bei einer ländlichen Kasse ausgebildet ist. f'"

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften

sind unter Angabe der Gehaltsansprüche an den unter¬

zeichneten Kassenverband einzureichen.

Der Vorstand des Xassenverbanies Der yillg. Orts- un5

ier £andkrankenkasse ffir den Xreis Soltan Qbnaonr).

Wir suchen für sofort einen jüngeren [818

Kassengehilfen.
Bewerber, welche schon in Krankenkassen tätig gewesen

sind, erhalten den Vorzug. Anstellung erfolgt auf Grund

der Dienstordnung. Gesuche mit Gehaltsansprüchen und

Zeugnisabschriften sind sofort zu richten an die

Allgemeine Ortskrankenkasse für den Stadtkreis Stendal
Stendal (Altmark).

Kassenbeamter
(Gegenbuchffihrer)

in ungekündigter Stellung bei einer oberschlesischen

Allgem. Ortskrankenkasse, 47 Jahre alt, wünscht

sich zu verändern in Rücksicht auf die Abtretung

deutschen Staatsgebiets an Polen. Gefl. Offerten

unter J. S. K. an die Exped. dieser Zeitschr. [<»*

Bureaugehilfe Knssenbenmter
firm in Zwangsvollstreckung
und Kostensachen für großes
Anwaltsbureau zu sofort

gesucht. Offerten mit Ge¬

haltsansprüchen erbeten.

Rechtsanwalt Dr. Neumann,

6*°] Danzig, Langgasse 14.

f[. RureauuoKteher,
im Kosten- und Stempelwesen
bewandert, der Notariatsakte

selbständig entwerfen kann, für

sofort gesucht.
Rechtsanwälte Siehr,

S,1J lnsterburg, Ostpr.

23 Jahre alt, zuletzt über 3 Jahre

bei größerer Ortskrankenkasse

tätig gewesen und mit sämtlichen

Arbeiten vertraut, sucht zu mögl.

sofort Stellung. [i17

Offerten unter F. U. R. an die

Expedition dieser Zeitschrift.

Kassengehilfe
welcher bis 15.Juni 1919 beider

Allgem. OKK. für den Landkreis

Metz angestellt gew. ist, und von

der franz. Regierung ausgewiesen
wurde, sucht umgeh, anderweitig
Stellung bei einer OKK. Off. erb.

an Hermann Müller, per Adr.

Job. Hendrlcks, Essen-West,

Berzeliusstraße ll1. f81t

Uuttiaiiuiii Carl Hl • JSÜ& >

empfiehlt sich zur Lieferung aller Werke Ober die

Reidisversidierungsordnung, Kommentare, Hand¬

ausgaben, Gesetzestextausgaben und dergleichen.

Vollständiger Lehrgang
(161 Heftel com Selbstunterricht in

Deutsch, Englisch, Französisch, Geographie,
Geschichte, Aesthetik und Kunstgeschichte.
Geschichte d. Philosophie, Neuwert 160 M.,

für 80 M. zu verkaufen. K. XKYEK.

Cuxhaven, Bernhardstraße 28. [¦*

national - Stenographie,
unerreicht in leichter Erlernbar¬

keit, Schreibflüchtigkeit u. prak¬
tischer Brauchbarkeit. Kursus¬

dauer 6 Stunden. Honorar mäßig.

Auskunft erteilt [80»

Bureauvorsteher Hönicke,

Berlin W 62, Lutherstraße 07.

m m Anzug und Paletot

IIIHU nach Maß 60Mk.an

111K| Sit« tadellos. Eigenes
W& tri1 Stofllager. 0le«4c«! Tlr-

bc» I U«ure<it<«! Eleg.
Ausführung. Evtl. Teil¬

zahlung. Auf Wunsch

f PPflfc Besuch. (Alexanderpl i

Villi Ff Mode-Atelier Berolina
kl U t Landsberger Str. 65.
w wmm w

(Tel. Alexander 1134.)

Hiebt abgeholte Haliozflge seit preiswert.

"i hol

Nebenverdienst I 808

aus dem Papierkorbe. Ka«fe Briefmarken

vo« BavcT», sowie Dievstwarkei vo« Bayer«

««4 löirttcmbcrfl.

Wilh. Voeldter, wJdhof. p

Bettnässen
Befreiung sofort Alter und GeachlecN

anheben. Auskunft umsonst. P1

SanisVersand München 10

Besitzen Sie
»Schönwalds Vereinfachter Geschäfts¬

gang bei Krankenkassen«?

Als Nachschlagewerk und zur Weiterbildung

besonders geeignet, liefert za 3 Mk. 30 Pf.

Frledr. Schonwald, Düsseldorf.

Kreuzstraße 52. [m

[MKMIEMIIiaMlIMHM]

Chorakterbeartellunsen
aui Grund der Handschrift nach

streng wissenschaftlicherMethode.
Als Material sind möglichst Briefe von ca.

25 Zeilen Umfang, unter Angabe des Alters

und Geschlechts, erwünscht.

Skizze gegen Einsendung von 9 Mk.

Charakterbild . .
4 .

Fr. Jachmann, Zielenzig 5,
Baderstraße 169. [*°*

Auskunft umsonst bei

chverhörigkeit
Ohrgerlusch, nerv. Ohrachmers

fiber unsere tausendfach bewährten, paten-
amtlich geschützten [*'

Hortrommeln.
Bequem u. unsichtbar zu tragen. Glänzende

Anerkennungen.

Sanis Versand Manchen 193 b
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Die Zustellungen in der Reichsversicherung, insbesondere

diejenigen in der Unfallversicherung.
(§§ 135, 136 der Reichsversicherungsordnung, §§ 38, 55 der Verordnung über Geschäftsgang und
Verfahren der Versicherungsämter, §§ 24, 37 der Verordnung über Geschäftsgang und Verfahren
der Oberversicherungsämter und § 25 der Verordnung über Geschäftsgang und Verfahren des

Reichsversicherungsamts.)
Von Berufsgenossenschafts-Obersekretär H. Spuck, Mainz.

Allgemeines. Als eine Zustellung ist jede
Aushändigung eines schriftlich niedergelegten
Gedankens an eine andere Person, Behörde,
Firma usw. anzusehen. Auf welche Art und Weise
diese Aushändigung geschieht, bleibt sich hierbei
vollkommen gleichgültig. Es werden sonach z. B.
nicht nur Einschreibsendungen, wie vielfach an¬

genommen wird, sondern auch alle gewöhnlichen
Briefe oder Postkarten, auch Drucksachen, zu¬

gestellt. Die meisten Zustellungen dürften wohl
durch die Post oder den Gerichtsvollzieher er¬

folgen, aber auch jede andere Art der Zustellung
kann in Frage kommen bzw. ist gestattet, bei¬
spielsweise eine solche durch einen Boten.

Sachliches. Bei vielen Zustellungen, haupt¬
sächlich solchen von Behörden und öffentlichen
Körperschaften, kommt es nun darauf an, daß der
bestimmte Nachweis geführt werden kann, daß
das zuzustellende Schriftstück tatsächlich auch
in den Besitz des bezeichneten Empfängers ge¬
engt und an welchem Tage dies geschehen ist.
Dieser Nachweis der Zustellung ist deshalb er¬

forderlich, weil gewöhnlich gegen die betreffenden
Schriftstücke ein Rechtsmittel zulässig ist; sie
^edingen den Lauf von Fristen, die sogenannten
Rechtsmittelfristen. Man spricht bei solchen Zu¬
teilungen von rechtswirksamen Zustellungen.

Was als eine rechtswirksame Zustellung im
Gebiete der Reichsversicherung anzusehen ist,
geht aus den diesbezüglichen Paragraphen der

Reichsversicherungsordnung und denen der Ver¬
ordnungen über Geschäftsgang und Verfahren
{[*r Versicherungsämter, Oberversicherungsämter
Und des Reichsversicherungsamts sowie aus der

hierzu ergangenen Rechtsprechung des Reichs¬
versicherungsamts hervor.

Rechtswirksam müssen im Gebiete der Unfall¬
versicherung vornehmlich zugestellt werden die
Bescheide und Endbescheide der Berufsgenossen¬
schaften und die Urteile der Oberversicherungs¬
ämter. Ferner fallen darunter die Mitteilungen
über die Veranlagung zu den Gefahrtarifen (§§ 711,
1153), die Zusendung der Heberollenauszüge
(§§754, 1023, 1176), die Mitteilungen von Kosten¬
auferlegungen (§ 887), die Strafverfügungen
(§§ 908 ff., 1220 ff.), die Überweisungs- und

Löschungsbescheide (§§ 666 ff), die Entschei¬
dungen aus § 1000, ferner die Entscheidungen des

Reichsversicherungsamts in Streitigkeiten aus den
Dienstverhältnissen der Berufsgenossenscbafts-
beamten nach § 705 und endlich diejenigen Ver¬

fügungen, die sich aus der Anwendung der §§ 765,
769, 770 und 819 RVO. ergeben. Auch Termins-

ladungen sind rechtswirksam zuzustellen, obwohl
ein Fristablauf bei ihnen nicht eintritt.

Unter den § 135 fallen nicht die Zustellungen
der Ablehnungsbescheide über die Aufnahme von

Unternehmern in das Betriebsverzeichnis der

Berufsgenossenschaft; für ihre Zustellung sind
besondere Bestimmungen in § 659 Abs. 2 RVO.
erlassen.

Im Abs. 1 des § 135 heißt es: „Zustellungen,
die eine Frist in Lauf setzen, können durch ein¬

geschriebenen Brief geschehen." Hiernach muß

es noch andere Zustellungsarten geben, die rechts¬
wirksam sein können, was auch durch die Recht¬

sprechung des Reichsversicherungsamts in zahl¬
reichen Entscheidungen ausgesprochen ist. Man
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kann daher wohl von zwei Gruppen von Zu¬

stellungsarten sprechen, einmal von denjenigen,
die schon durch die gesetzlichen Bestimmungen

geregelt und solchen, die durch die Rechtsprechung
für anwendbar erklärt worden sind

Zunächst diejenigen mittels eingeschriebenen
Briefes; es ist wohl bei den Berufsgenossen¬
schaften die gebräuchlichste Art der gesetzlich
vorgeschriebenen Zustellungen. Über sie sind

seitens der Post besondere Bestimmungen auch

bezüglich der Ersatzzustellungen in der Wohnung

des Empfängers an Vertreter, Bevollmächtigte
und erwachsene Familienmitglieder, die durch

Blutsverwandtschaft miteinander verbunden sind,
erlassen. An einen Ehegatten kann mit Ein¬

schreibebrief an den anderen Gatten natürlich

auch rechtswirksam zugestellt werden. Die er¬

wähnten Postbestimmungen interessieren hier zu¬

nächst weiter nicht. Hier ist nur die eine Frage
von Bedeutung: Was hat zu geschehen, wenn die

Annahme des eingeschriebenen Briefes durch den

Empfänger, einen Vertreter desselben oder einen

Hausgenossen verweigert wird? Wird die An¬

nahme eines solchen Briefes durch den Emp¬

fänger usw. ohne einen wichtigen Grund ver¬

weigert — als wichtiger Grund ist z. B. Porto¬

belastung oder nicht einwandfreie Adressierung

angesehen worden —, so gilt das Schriftstück als

zugestellt.
Mittels eines eingeschriebenen Briefes können

auch mehrere Schriftstücke zugestellt werden.

Es muß alsdann für jedes Schriftstück eine be¬

sondere Empfangsbestätigung erteilt werden,
damit in jedem einzelnen Falle der Nachweis der

tatsächlichen Zustellung geführt werden kann.

Abs. 2 a. a. O. besagt weiter: „Der Postschein

begründet nach zwei Jahren seit seiner Aus¬

stellung die Vermutung dafür, daß in der ord¬

nungsmäßigen Frist nach der Einlieferung zu¬

gestellt worden ist." Es ist eine Frist von zwei

Jahren angeführt, weil die Ablieferungsscheine
über die Einschreibbriefe nach Ablauf von zwei

Jahren nach der Zustellung durch die Post ver¬

nichtet werden. Wenn also eine Einspruchs-,
Berufungs- oder Rekursschrift nach vorgenannten
zwei Jahren eingeht, so kann Kläger nicht mit

der Behauptung hervortreten, ihm sei seinerzeit

das betreffende Schriftstück, gegen welches sich

der Einspruch bzw. das Rechtsmittel richtet, nicht

zugestellt worden, denn nach zwei Jahren gilt
die Zustellung des eingeschriebenen Briefes als

damals rechtswirksam erfolgt, es sei denn, daß

der Kläger das Gegenteil beweisen kann. Da

„Einschreiben ohne Rückschein" genügt, sind die

Berufsgenossenschaften oder die Rechtsmittel¬

instanzen bei Einlegung von Einsprüchen oder

Rechtsmitteln In Zweifelsfällen bezüglich der

Fiistwahrung genötigt, den Tag der Zustellung
des Bescheides, Endbescheides, Urteils usw. bei

der abliefernden Postanstalt durch Nachfrage
festzustellen.

Zur zweiten Gruppe der Zustellungsarten,
nätnlich denjenigen, die durch die Rechtsprechung
des Reichsversicherungsamts für gültig erklärt

worden sind, gehören vor allen Dingen alle sonst

noch gesetzlich geregelten Zustellunosformen,
insbesondere diejenigen der Post- und Zivilprozeß¬
ordnung z. B. durch Postzustellungsurkunde.
Über die Zustellung durch diese sind ebenfalls

seitens der Post besondere Bestimmungen er¬

lassen, die nur von deren Beamten zu beachten

sind und deshalb hier unerörtert bleiben können.

Angeführt sei, daß durch Postzustellungsurkunde
außer an den Empfänger selbst weiter rechts¬

wirksam zugestellt werden kann, an Beamte, Ge¬

hilfen, Schreiber, erwachsene Familienmitglieder,
erwachsenes Dienstpersonal und an den Hauswirt

oder Vermieter des Empfängers. Bei Annahme

Verweigerung kann ferner das Schriftsück an Ort

und Stelle zurückgelassen werden, auch kann

noch eine Niederlegung der zuzustellenden 1

piere bei einer Behörde am Orte der Zustellung
in Frage kommen. Dies alles sind jedoch 0

liegenheiten des zustellenden Beamten.

In vorstehendem ist nur die Rede von solchen

Zustellungsarten, die durch gesetzliche Bestim¬

mungen geregelt sind. Aber nicht nur diese,
sondern jede andere Zustellung ist rechtswirksam

und bedingt den Lauf der Einspruchs- bzw. Rechts¬

mittelfrist, sobald durch sie nur der Nachweis

erbracht wird, daß das zuzustellende Schriftsück

tatsächlich in den Besitz des Adressaten gelat
und feststeht, an welchem Tage dies geschehen
ist. Auf welche Art und Weise beides geschieht,
bleibt sich gleichgültig. Es genügt jede Art d

Behändigung, welche die Tatsache und den Zeit

punkt des Empfanges des zugestellten Schritt

Stücks durch den Adressaten mit ausreichender

Sicherheit erkennen läßt, z. B. durch schriftlich

Empfangsbestätigung oder eigene Erklärung des

Empfängers oder durch Zeugen. Die Rechtsmittel-

frist gilt als gewahrt, wenn ein zuverlässiger
Nachweis über den Zeitpunkt der Zustellung
zu erbringen ist. Werden mehrere Schriftstücke

mittels gewöhnlichen Briefes gleichzeitig gegen

Empfangsbescheinigung zugestellt, so ist audi

hier für jedes einzelne Schriftstück der Empfang
besonders zu bestätigen. Durch einfachen Brief

gegen schriftliche Empfangsbescheinigung (bei

gelegte Drucksachen-Postkarte, auf welcher nur

der Tag des Einganges des Schriftstücks und die

Unterschrift des Empfängers nachzutragen sir.d)

können alle Bescheide, Endbescheide, Urteile usw.

zugestellt werden. Bei den Rentenminderungs-

und Einstellungsbescheiden dürfte aber eine Em

schränkung am Platze sein dahingehend, daß il

derartigen Bescheide, die etwa nach dem 20. eines

jeden Monats erlassen werden, auf die poeben

erwähnte Art nicht zuzustellen wären, um zu ?«

meiden, daß die Empfangskarte nicht erst nach

dem letzten des betreffenden Monats eingeht, in

welchem Falle die alte Rente noch einen weiter

Monat belassen werden müßte. Die nach dem

20. jedes Monats erlassenen Minderungs- und

Einstellungsbescheide stellt man am besten durch

eingeschriebenen Brief zu, ebenso solche Be

scheide genannter Art, bei welchen im Laufe d

Monats trotz Erinnerung etwa bis zum 27. jedei
Monats die Empfangskarte überhaupt nicht

gegangen ist. Natürlich sind auch sonstige 7

Stellungen, bei denen die Empfangskarte ti tt

einmaliger Erinnerung nicht eingeht, auf e

wirksamere Art (eingeschriebener Brief)
wiederholen. Bei der Zustellung gegen besondere

Empfangskarte werden bedeutende Portokos: >*

gespart.
Als eine wirksame Zustellung ist außer

Übersen düng der Veranlagungsbescheide
Heberollenauszüge mittels gewöhnlichen Bn

gegen Empfangsbestätigung sogar eine s<

durch Zusendung als Drucksache angese;

worden, nur darf in letzterem Falle die I

schwerdefrist nicht so genau gehandhabt wen« i.

d. h. es müssen auch bei der Berufsgenossensc

später eingehende Beschwerden noch verfr

werden.

Bei Personen, die ihre Postsendungen b !

der Postanstalt abholen, gut als Zustellung d r
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tpunkt, an dem die Ausstellung des Postrück¬

dns erfolgt, denn hierdurch werden die Sen-

dungen dem Empfänger zur Verfügung gestellt.
Sehr oft noch wird nicht an die richtige

Person zugestellt. Die Zustellung muß in jedem
Falle an denjenigen erfolgen, für den die Sen¬

dung bestimmt ist, z. B. Bescheide an die Ver-

zten selbst oder an ihre gesetzlichen Vertreter

:er Bevollmächtigten, ferner an die beteiligten
Parteien, so bei Todesfällen an die Witwe, Erben

oder sonstigen Berechtigten (vgl. § 614 RVO.),
eventuell an Krankenkassen, Landesversicherungs-
an stalten und Armenverwaltungen. Besteht die

rtei aus mehreren Personen, so hat jede davon

e besondere Ausfertigung des zuzustellenden
iriftstücks zu erhalten. Auszüge aus der Hebe¬
le sind den Betriebsunternehmern zuzustellen,

Bescheide für Ehefrauen (beispielsweise bei An-

nörigenrente) sind an diese selbst zu richten,
cht an den Ehemann, es sei denn, daß dieser

seiner Frau als Bevollmächtigter ernannt

worden ist oder die Ehefrau nicht mehr lebt und

v Fhrmann infolge des Unfalls nicht etwa hand¬

lungsunfähig wäre. Hierbei sei bemerkt, daß eine
Ehefrau unter 21 Jahren mit Eingehen der Ehe

ht ohne weiteres volljährig wird Ist solchen

Frauen zuzustellen, so ist, falls eine Volljährig-
kdtserklärung nicht vorliegt, die Zustellung eben¬
falls an den gesetzlichen Vertreter zu richten

< Vater oder Vormund). Wenn im Entschädigungs-
rfahron durch die Partei ein Bevollmächtigter
stellt ist, so kann die Zustellung der Bescheide,

Urteile usw. rechtswirksam nur an den Bevoll-

ichtigten erfolgen. Der Partei kann eine Ab¬
drift der Zustellung erteilt werden. Sind zwei

vollmächtigte bestellt, so gilt die Zustellung
schon als rechtswirksam, wenn dieselbe an einen

. Leiden geschehen ist. An nicht prozeßfähige
Personen, wie Minderjährige, Entmündigte und

ndsteskranke,kann eine Zustellung rechtswirksam
nicht erfolgen. Dieselbe muß an ihre gesetzlichen
\«rtreter bewirkt: werden, wie Vater, (Mutter),

rmünder, Pfleger. Dies gilt auch bei Minder¬

nden, die sich in Fürsorgeerziehung befinden,
chtsunwirksam wird noch sehr oft bei minder-

rige Verletzter deshalb zugestellt, weil die
Adressen dieser Bescheide lauten z.B.: An den

.... (Verletzten) z. H. des (Vater oder

Vormund). Diese Art der Zustellung gilt solange
icht als rechtswirksam, solange nicht der Nach-

is erbracht ist, daß dem gesetzlichen Vertreter
r Bescheid tatsächlich in die Hände gekommen

Kann dies nicht nachgewiesen werden, so

<?innt die Rech'smittelfrist überhaupt nicht zu

I n. Ist ein gesetzlicher Vertreter nicht vor-

fiden, auch die Bestallung eines solchen noch
bt in die Wege geleitet, so kann die Berufs-
nossenschaft usw. bei dem zuständigen Amts¬
icht die Bestallung beantragen. Die Bescheide
rden bei Minderjährigen am zweckmäßigsten
/endermaßen adressiert: An den (als

Vater) und gesetzlichen Vertreter des minder¬

igen (Verletzten) oder als Vormund

(Verletzten). Wird eine Person nach¬

glich als gesetzlicher Vertreter bestellt, so

*en die etwa vorher an sie bewirkten Zu¬

teilungen nicht als rechtsgültig. In Fällen, in

D Zustellungen an Minderjährige oder Kranke,
nicht vernehmungsfähig waren, erfclgt sind,

ten dieselben erst dann als rechtswirksaro,
n diese Personen, nachdem sie geschäftsfähig
'jährig oder ?esund) geworden sind, das seit¬

herige Verfahren genehmigen und den Inhalt der

zugestellten Schriftstücke gegen sich gelten lassen

oder wenn ein gesetzlicher Vertreter das Ver¬
fahren nachträglich genehmigt. Dies kann still¬

schweigend geschehen. Die Rechtsmittelfrist läuft
selbstverständlich in solchen Fällen erst von der

Volljährigkeit oder dem Tage der Verfügungs¬
möglichkeit über das Schriftstück ab. Ist an einen
Ausländer zuzustellen, der nach seinen Heimat¬

gesetzen zwar noch minderjährig ist, aber nach
dem deutschen Recht als volljährig anzusehen

wäre, so ist er prozeßfähig. Es kann mithin
rechtswirksam an ihn zugestellt werden.

Eine Zustellung kann wirksam auch dort er¬

folgen, wo der Adressat sich nur vorübergehend,
z. B. besuchsweise, aufhält, denn als Wohnung im
Sinne der Postordnung ist nur der Ort des tat¬
sächlichen Wohnens, nicht der allgemeine Wohn¬
sitz im prozeßrechtlichen Sinne gemeint.

Die Zustellung nach den postalischen Be¬

stimmungen für einen im Krankenhause Befind¬
lichen an die in der Wohnung sich aufhaltende
Ehefrau ist als rechtswirksam erklärt worden,
weil der Wohnsitz nicht absichtlich geändert
worden ist. Soll die Zustellung eines Bescheides,
Urteils usw. an einen in Strafhaft befindlichen
Verletzten rechtswirksam sein, so muß feststehen,
daß der Bescheid usw. dem Sträfling ausgehändigt
worden ist. Die einfache, etwa durch einen Be¬
amten des Gefängnisses erfolgte Eröffnung des
wesentlichen Inhalts des betreffenden Schrift¬
stücks genügt nicht. Es ist daher empfehlens¬
wert, die Gefängnisverwaltung hierauf besonders
hinzuweisen. Eine Zustellung an eine Person,
die sich vorübergehend im Auslande aufhält, ist

rechtswirksam, wenn die Zustellung unter Be¬

rücksichtigung der postalischen Bestimmungen
in seiner Wohnung im Inlande erfolgt ist. Auch

gilt dies Verfahren, wenn der Verletzte sich vor¬

übergehend in Strafhaft befindet oder derselbe
sich in einer Irrenanstalt aufhält, ohne in seiner

Geschäftsfähigkeit beschränkt zu sein.
Bei minderjährigen Verletzten, welche das

16. Lebensjahr vollendet und die nicht mit ihrem

gesetzlichen Vertreter die gleiche Adresse haben,
ist es ratsam, dem Verletzten selbst eine Ab¬
schrift der Zustellung zu erteilen.

§ 136 a. a. 0. schreibt vor, daß eine im Aus¬
lande wohnende Person, der zugestellt werden

soll, aufgefordert werden kann, einen Zustellungs¬
bevollmächtigten im Inlande anzugeben. Vor¬

übergehendes Verlassen des Inlandes fällt nicht

unter diese Bestimmung. Wird von vorstehendem

Verlangen Gebrauch gemacht, so muß dem Er¬

suchten eine Frist zur Nennung des Bevoll¬

mächtigten von mindestens einem Monat gewährt
werden. Die Frist muß auf alle Fälle angemessen
sein, d. h. bei ihrer Bemessung muß die jeweilige
Entfernung des Ortes im Auslande in Rücksicht

gezogen werden.

Die Bestimmung verfolgt den Zweck, die
öffentliche Zustellung, auf die ich noch zurück¬
kommen werde, an Personen, die im Auslande

wohnen, wenn möglich, zu vermeiden.

All diesen besonderen Arbeiten, die das Ver¬
fahren oft recht in die Länge ziehen, dürfte man
meines Erachtens am einfachsten damit aus dem

Wege gehen, daß man an Personen, die sich im
Auslande aufhalten, mittels eingeschriebenen
Briefes zugestellt.

Die Zustellungen haben von Amts wegen zu

erfolgen. Das Verfahren darf also nicht ein¬

gestellt werden, wenn eine persönliche Zustellung
nicht geschehen konnte. Ist der Aufenthalt der

Person, der zugestellt werden soll, weder im
In- noch im Auslande bekannt, oder wenn von
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Absatz I des zuletzt genannten Paragraphen Ge¬

brauch gemacht und ein Bevollmächtigter nicht

genannt ist, so hat die öffentliche Zustellung durch

einwöchigen Aushang in den Geschäftsräumen

der Stelle, welche die Zustellung zu bewirken

hat, zu erfolgen. Voraussetzung für die Anwen¬

dung der öffentlichen Zustellung ist aber, daß

vor ihr alles versucht worden ist, was nur in der

Macht der die Zustellung zu bewirkenden Stelle

(Berufsgenossenschaft usw.) liegt, um die Adresse

bzw. den Aufenthaltsort des Empfängers zu er¬

mitteln. Es genügt also nicht, wenn ein Brief

von der Post mit dem Vermerk zurückgegeben
worden ist, „Adressat abgereist, wohin unbekannt*4

oder „Empfänger nicht zu ermitteln*4, daß alsdann

das zuzustellende Schriftstück kurzer Hand zum

öffentlichen Aushang gelangt, sondern es sind

eingehende Nachforschungen nach dem neuen

Aufenthaltsorte des Empfängers anzumelden. Dies

kann durch Nachfragen bei den Polizeiverwal-

tungen und Meldeämtern des seitherigen event.

auch des Geburtsortes des Empfängers, bei Eltern,

Arbeitgebern, Vormündern, Verwandten usw. er¬

folgen. Auch führt in vielen Fällen die Sperrung
der Rente schon zum Ziele. Ist trotz dieser Maß¬

nahmen der Aufenthalt des Zustellungsempfängers
nicht zu ermitteln gewesen, so empfiehlt sich als

weiteres Mittel, die Rente zu sperren und etwa

ein Vierteljahr lang auf die persönliche Meldung
des Empfängers zu warten.

Auch bei Personen, die sich im Auslande auf¬

halten und deren Adresse nicht bekannt ist, können

Ermittlungen nach ihrem Aufenthaltsorte angestellt
werden, z. B. bei den zuständigen Konsulaten.

Erst nachdem alle möglichen Versuche, die

Adresse des Empfängers zu ermitteln, ergebnislos
verlaufen sind, kann die öffentliche Zustellung

bewirkt werden. Der Aushang hat sieben volle

Tage zu erfolgen, alsdann gilt das Schriftstück
als zugestellt. Die Rechtsmittelfrist, wenn eine

solche in Frage kommt, läuft mithin erst von

diesem Zeitpunkte ab.

Werden noch während des öffentlichen Aus

hanges Umstände bekannt, aus denen der Aufent¬

halt der Person, der zugestellt werden soll, zu

ermitteln ist, so ist für die öffentliche Zustellung
kein Raum mehr.

Ist seit den ersten, ergebnislosen Ermittlungen
nach dem Aufenthalte eines Empfängers wieder

längere Zeit verflossen, und aus besonderen

Gründen die öffentliche Zustellung vorerst unter¬

lassen worden, so müssen von neuem Nach¬

forschungen nach dem Aufenthaltsorte des Adres

säten angestellt werden; die öffentliche Zustellung
kann ohne erneuten Versuch, den Wohnort aus¬

findig zu machen, nicht sofort Platz greifen.
Der öffentliche Aushang muß auf der Ur¬

schrift und der Ausfertigung des zuzustellenden

Schriftstückes vermerkt werden, d. h. es muß der

Tag des Aushangs and derjenige der Abnahme

angegeben werden. Ferner ist der richtige Aus¬

hang durch Unterschrift eines Beamten zu be¬

scheinigen.
Die öffentliche Zustellung gilt nicht nur für

Zustellungen, die den Lauf von Fristen bedingen,
sondern sie ist für alle Zustellungen anwendbar,
also auch für Terminsbenachnchtungen und

• Ladungen.
Verlangt ein Empfänger das ihm öffentlich

zugestellte Schriftstück, so ist ihm dasselbe kurzer

Hand zu übersenden.

Urkunden oder andere Beweise über die be¬

wirkte Zustellung sind hinter dem zugestellten
Schriftstück einzuheften.

Sterbegeld in der Krankenversicherung.
Vc n Friedrich Sdiönwald, Düsseldorf.

Zu den Leistungen der Krankenkassen gehört
nach § 179 RVO. u. a. auch das Sterbegeld.
Dieser Anspruch entsteht nach § 201 beim Tode

eines Kassenmitgliedes. Auch für Angehörige
der Kassenmitglieder kann Sterbegeld gezahlt
werden. Während das Mitgliedersterbegeld als

Regelleistung gilt, d. h. in jeder Krankenkassen¬

satzung enthalten sein muß, ist das Angehörigen¬
sterbegeld nur eine freiwillige Mehrleistung, die

auf Grund des § 205 in die Satzung aufgenommen
werden kann. Für die Einführung von Mehr¬

leistungen ist im allgemeinen die finanzielle

Lage der Kassen ausschlaggebend. Neueren Be¬

strebungen zufolge soll aber ohne Rücksicht

hierauf die Familienhilfe, d. h. die Versicherung
der versicherungsfreien Familienangehörigen der

Kassenmitglieder zur Pflichtversicherung erhoben

werden.

Der Anspruch auf Sterbegeld hängt in der

Regel von dem Bestehen einer Mitgliedschaft
des Verstorbenen ab, doch sind auch Ausnahmen

möglich, wie weiter unten ausgeführt ist. Der

Sterbegeldbetrag ist fällig Heim Tode des Mit¬

gliedes. Welche Ursache den Tod herbeigeführt
hat, ist gleichgültig. Beschränkungen, wie sie

beim Krankengeld bestehen (schuldhafte Be¬

teiligung an 'Schlägereien, Schädigung der Kasse)
kommen hier nicht in Betracht. Auch während

der Weigerung eine berechtigterweise an¬

geordnete Krankenhauspflege anzunehmen —

während welcher Zeit bekanntlich alle übrigen

Kassenleitungen ruhen — kann das Sterbegel i

nicht versagt werden, wenngleich der Tod in

diese Zeit fällt, Selbstmord schließt die Zahlung
ebenfalls nicht aus. Dagegen besteht bei To*

geburten kein Anspruch auf diese Leistung, da

nur sterben kann, wer gelebt hat und erst ein

Lebender in Beziehung zur Krankenkasse kommen

kann (§ 1 BGB.). Die Höhe des Sterbegeldes
richtet sich nach der Lohn- oder Mitgliederklasse,
in welcher der Verstorbene zur Zeit des To

versichert war. Es muß mindestens das Zwanzig
fache des Grundlohnes betragen, der aus der

Satzung zu ersehen ist und kann bis auf das

Vierzigfache desselben durch Satzungsbestimmun^
erhöht werden. Eine Minderung unter das Zwanzi^-
fache des Grundlohns darf nur bei landwir

schaftlichen Arbeitern, Dienstboten, Unständig
und Hausgewerbetreibenden stattfinden. u

Versicherung dieser Arbeitergruppe, die in d°r

Regel den Landkrankenkassen angehören, ist

ihrer Eigenart wegen in der RVO. im 8. Abschr

des zweiten Buches besonders geregelt. Diese

besondere Regelung findet in der Hauptsache in

der großen finanziellen Belastung der Kassen

durch diese Gruppen ihre Erklärung. Hier daif

das Sterbegeld in einzelnen Fällen 30 Mk. nicht

überschreiten. Nähere Bestimmungen darübe:

müssen in der Satzung der betreffenden Kranken

kasse, die der Genehmigung durch das Ober

versicherungsamt unterliegt, enthalten sein

Richtet sich die Versicherungskiasse nach dem
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Alter oder dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst,

so ist für die Zuteilung nicht etwa das Alter resp.

der Verdienst zur Zeit des Eintritts in die Kasse,
sondern zur Zeit des Todes maßgebend.

Zur Auszahlung des Sterbegeldes ist ein

Nachweil des Todes erforderlich, welcher der

Krankenkasse durch die vom Standesamt an-

entgeltlich auszufertigende Sterbeurkunde (ver¬
einfachte Form) erbracht werden muß. Bei Ver¬

schollenen kommt die Todeserklärung nach § 14

bis 17 BGB., in welcher der Zeitpunkt des Todes

festgestellt sein muß (§ 18 BGB.), als Nachweis

in Betracht.
Wie oben schon erwähnt, ist für den Anspruch

das Bestehen der Kassenmitgliedschaft erforderlich.

Die Kassenmitgliedschaft dauert so lange fort,
als Beiträge geleistet werden. Ausgenommen
hiervon ist die Zeit der Arbeitsunfähigkeit, in

welcher Kassenleistungen (Krankengeld, Kranken¬

hauspflege) gewährt werden; in diesem Falle

läuft die Mitgliedschaft weiter, auch ohne die

Pflicht der Beitragsleistung und ohne Rücksicht

darauf, ob das Arbeitsverhältnis in dieser Zeit

gelost wird oder nicht. Da die Kassenleistungen
aber zeitlich beschränkt sind — die Anspruchs¬
dauer schwankt zwischen 26 und 39 Wochen —

so kann der Fall eintreten, daß ein Mitglied aus¬

gesteuert wird, ohne die Arbeitsfähigkeit wieder

erlangt zu haben und dann erst stirbt. Obgleich
hei jeder Abgrenzung Härten unausbleiblich sind,
so müßte es doch als Unbilligkeit angesehen
werden, wenn ein Mitglied dadurch, daß es einen

oder mehrere Tage nach Ablauf der Krankenhilfe

verstürbe, seines oft durch jahrzehntelange Mit¬

gliedschaft erworbenen Anspruches auf das Sterbe¬

geld verlustig ginge. Hier bat das Gesetz aus

sozialen Erwägungen heraus eine Wartezeit von

"•nem Jahre festgesetzt, durch Aufnahme des

§ 202 RVO., wonach während dieser Zeit der

Anspruch unverkürzt und ohne jede weitere

Beitragsleistung weiter besteht, wenn das Mitglied
infolge der während der Mitgliedschaft ein¬

getretenen Erkrankung bis zum Tode arbeits¬

unfähig bleibt, auch wenn der Tod nur in un¬

mittelbarem Zusammenhange mit dieser Krank¬

heit stand. Nur Selbstmord schließt die Zahlung
des Sterbegeldes während dieser Zeit aus, es sei

denn, daß die Unterstützung wegen Geistes¬

krankheit erfolgt war. Der Tod muß aber in

diesem Falle innerhalb eines Jahres nach Ablauf

der Krankenhilfe eingetreten sein. Erreichte also

die Krankenhilfe am 2. April 1917 ihr Ende, so

kann der Anspruch auf Sterbegeld unter den

'^zeichneten Voraussetzungen noch geltend ge-
oueht werden, v/enn der Betreffende spätestens
am 3. April 1916, abends 12 Uhr, verstorben ist

Noch eine weitere Ausnahme von der Regel
«nn eintreten, wenn z. B. ein Kassenmitglied
nnerhalb dreier Wochen nach Ausscheiden aus der

Kasse stirbt, oder wenn er während dieser Zeit

nfolge Erkrankung die Kassenleistung in Anspruch
• imrnt und im Anschluß daran — wenn auch erst

¦»ach Ablauf der Dreiwochenfrist — verstirbt

214 RVO.). Auch in diesen Fällen bleibt der

Anspruch auf Sterbegeld bestehen, trotz vor¬

herigen Ausscheidens aus der Kasse. Der An-

pruch auf die Kassenleistungen muß aber bis

zum Tode bestanden haben. Hatte diesen der

Verstorbene zur Zeit des Todes aus irgendeinem
Grunde verwirkt, (z. B. Verweigerung tfer

Krankenhauspflege), so fällt mit ihm auch das

Hecht auf Sterbegeld fort. Die Höhe des Sterbe¬

geldes kann in den zuletzt genannten Fällen

durch Satzungsbestimmung niedriger bemessen

und bis zur Regelleistung, d. i. das Zwanzigfache
des Grundlohns, herabgesetzt werden.

Freiwillige Kassenmitglieder (§ 313 RVO.)
haben dieselben Rechte auf Sterbegeld wie

Pflichtmitglieder Hat sich jemand in einer nie¬

drigen Lohnklasse weiter versichert, was mit

Genehmigung des Kassenvorstandes zulässig ist,
und verstirbt er innerhalb dreier Wochen

nach Ausscheiden aus der Pflichtversicherung
oder auch später an der innerhalb dreier Wochen

aufgetretenen Erkrankung (siehe oben), so kann

er noch seine Rechte aus der Pflichtversicherung
geltend machen, falls die Leistungen daraus höher

als aus der freiwilligen Versicherung sind.

Bei Versicherungsberechtigten (§ 176 RVO.)
kann die Kassensatzung eine Wartezeit für die

Gewährung der Kassenleistungen festsetzen.

Hat die betreffende Kasse hiervon Gebrauch ge

macht, so kann aus der Anmeldung zur Kasse

ein Anspruch auf Sterbegeld nicht hergeleitet
werden, wenn der Todesfall innerhalb dieser

Wartefrist fällt Dagegen muß bei Mehrleistung
das erhöhte Sterbegeld auch dann gezahlt werden,
wenn der Erkrankungsfall vor Ablauf (wofür die

Regelleistung zuständig ist), der Tod aber im

Anschluß daran nach Ablauf der Wartefrist ein¬

getreten ist.

§ 203 RVO« bestimmt, daß vom Sterbegeld
zunächst die Kosten des Begräbnisses zu be¬

streiten sind und nur der noch etwa verbleibende

Rest steht dem Erben (d. i. der Ehegatte, die

Kinder, der Vater, die Mutter, die Geschwister

nacheinander) zu, wenn diese mit dem Ver¬

storbenen zur Zeit des Todes in häuslicher

Gemeinschaft gelebt haben. Wenn solche Be¬

rechtigten fehlen, verfällt der Überschuß der

Krankenkasse. Es ist daher im Hinblick hierauf

erforderlich, daß sich die Kasse vor Auszahlung
des Sterbegeldes stets vergewissert, ob die

Begräbniskosten bezahlt sind. Wer die Bestattung
besorgt, hat Anspruch auf Erstattung der Kosten,
ohne Rücksicht auf den Beweggrund, der für

diese Handlung maßgebend war. Die Kasse selbst

ist zur Besorgung des Begräbnisses nicht ver¬

pflichtet. Kommen verschiedene Personen für

die Bestattungskosten in Betracht und reicht der

Betrag des Sterbegeldes zur vollständigen Be¬

friedigung nicht aus, so hat eine prozentuale
Verteilung des Sterbegeldes stattzufinden. Eine

Benachteiligung eines Berechtigten darf nicht ge¬
schehen. Zahlt eine Krankenkasse das Sterbe¬

geld an die Erbberechtigten, ohne die Bestattungs¬
frage geprüft zu haben, so wird ihre Verpflichtung
zur Zahlung der Beerdigungskosten nicht auf¬

gehoben, sie muß vielmehr letztere nochmals

zahlen, auch wenn es über ihre gesetzliche Leistung
hinausgeht. Da hier aber in den meisten Fällen

ein Verschulden des auszahlenden Beamten vor¬

liegen wird, muß letzterer für diese Mehrleistung
seitens der Kasse herangezogen werden. Die

aufgewendeten Begräbniskosten sind nur in den

Grenzen einer standesgemäßen Bestattung zu

erstatten, unter Berücksichtigung der Ortssitte.

Da der Überschuß den Erben zusteht, wird der

Besorger des Begräbnisses gut tun, sich vorher

mit dem Erben über die Höhe der Aufwendungen
ins Einvernehmen zu setzen, wenn er sich nicht

der Gefahr aussetzen will, den etwa nicht

erstattungspflichtigen Teilbetrag selbst zu tragen.
Ist kein Erbberechtigter vorhanden, so tritt an

dessen Stelle die Krankenkasse, welcher der

Überschuß verbleibt.

Über die unbedingt notwendigen Begräbnis¬
kosten sei folgendes bemerkt. Außer den üblichen
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Aufwendungen für den Sarg, das Leichenkleid

und die Begräbnisgebühren sind noch erstattungs¬

pflichtig: die Leichenschau- und Transportkosten.
Dagegen fallen nicht darunter, die Kosten für

eine etwa ausgeführte Leichenöffnung, Leichen¬

stein und Fahrtkosten des Trauergefolges. Ist

das satzungsgemäße Sterbegeld so niedrig be

messen, daß es die notwendigen Aufwendungen
nicht deckt, so kommt für die Mehraufwendungen
die betreffende Krankenkasse nicht in Frage, für

sie ist lediglich der in der Satzung festgelegte
Betrag als Höchstgrenze maßgebend.

Nach der oben angeführten Bestimmung
kommen für den Überschuß des Sterbegeldes
die Angehörigen: der Ehegatte, die Kinder usw.

nacheinander in Betracht, d. h. die nachfolgenden
Erben sind in der bezeichneten Reihenfolge stets

ausgeschlossen, wenn der früher genannte Erbe

noch vorhanden ist. Diese Vorschrift hat zur

Folge, daß, wenn andere Erbberechtigte als der

Ehegatte, oder bei Unverheirateten, die Eltern

auftreten, die Kasse berechtigt und verpflichtet
ist, einen entsprechenden Nachweis über das Nicht¬

vorhandensein der vorher aufgeführten Ver¬

wandten zu fordern. Uneheliche Kinder gelten
nur mit der Mutter verwandt und haben daher

nur auf das Sterbegeld der letzteren Anspruch. —

Sodann wird noch verlangt, daß der Erbberechtigte
zur Zeit des Todes mit dem Verstorbenen in häus¬

licher Gemeinschaft gelebt hat. Dieser Begriff ist

natürlich nicht zu eng auszulegen. Wenn eine Ge¬

meinschaft der Lebensführung überhaupt bestanden

hat, so kann bei vorübergehender Abwesenheit von

Hause (Z.B.Arbeitsleistung, Militärdienst, Kurauf¬

enthalt) der Anspruch nicht ausgeschlossen werden.

Zu bemerken ist noch, daß das Sterbegeld
auf Grund der Reichsversicherung nur einn

verlangt werden kann, obwohl außer der Kranken¬

versicherung auch die Unfallversicherung ein

Sterbegeld vorsieht. Bekanntlich kommt bei

Betriebsunfällen unter gewissen Voraussetzungei
die Berufpgenossenschaft auf, die bei tötlichem

Ausgang eine3 Unglücksfalles auch Sterbege
zu zahlen hat. Da aber für die Feststelle

eines Betriebsunfalles immer umfangreiche Ver

handlungen erforderlich sind, hat die Kranken¬

kasse das satzungsgemäße Sterbegeld vorzuleisten.

Für ihre Aufwendungen hat sie dann Anspruch
auf Erstattung aus der Leistung der Beruf

genossenschaft (§ 1502 RVO.), allerdings nur in

Flohe des von letzterer bestimmungsgemäß zu

zahlenden Sterbegeldes; ein etwaiger Überschuß

steht den Hinterbliebenen zu.

Sterbegeld gehört nicht zum Naßlaß des Ver

storbenen und kann daher auch nicht zur Be¬

friedigung der Nachlaßgläubiger beansprucht
werden. Auch eventuelle Unterstützungen, die

dem Verstorbenen seitens des Armenverband«

geleistet worden sind, dürfen aus dem Sterbegeld
nicht erstattet werden. Bei Streitigkeiten kommt

als erste Instanz das Versicherungsamt (Spruch¬
ausschuß), als zweite Instanz (Berufung) da^

Oberversicherungsamt (Spruchkammer) in Frage
Gegen das Urteil der Spruchkammer kann Re¬

vision beim Reichsversiel erungsamt (Landes
versicherungsamt) eingelegt werden, die abei

ausgeschlossen ist, sofern sich der Streit ledig
lieh um die Höhe des Sterbegeldes handelt; in

diesem Falle ist das Urteil der Spruchkammer
endgültig.

Verwaltung.
Gesetz über Landkrankenkasseci« Kassen¬

angestellte und Ersatzkassen. (RGBl. Nr. 125

vom 28. Juni 1919.)

I. Zusammensetzung des Vorstandes und Ausschusses

bei den Landkrankenkassen.

§ 1. Im §328 RVO. in der Fassung des § 1

der Verordnung vom 5. Februar 1919 (RGBl.
S. 181) fallen hinter dem Worte „Vorstands¬

mitglieder" die Worte „der Ortskrankenkasse44 weg.

§ 2. Der § 331 RVO. fällt weg.

§ 3. Der § 333 RVO. erhält im Eingang
folgenden Wortlaut: „Die beteiligten volljährigen
Arbeitgeber und die volljährigen Versicherten

wählen ihre Vertreter je aus ihrer Mitte*4 usw.

§ 4. Der § 336 RVO. fällt weg.

§ 5. Die nach den Vorschriften der §§ 331 und

336 Abs. 1, 2 RVO. gewählten Vorstands- und

Ausschußmitglieder der Landkrankenkassen

bleiben so lange im Amte, bis die nach den ge¬
änderten Vorschriften der §§328, 333 RVO. Ge¬

wählten eintreten. Die Amisdauer der letzteren

endigt am 1. Dezember 1923, auch wenn sie vor

deai 1. Januar 1920 Ihr Amt antreten.

II. Berufung und Beamteneigenschaft von Kassenangestellten.

§ fi. Der § 349 RVO. erhält folgendenWortlaut:

„Bei den Krankenkassen werden die aus

Mitteln der Kassen bezahlten Stellen der Be¬

amten und derjenigen Angestellten, für welche

die Dienstordnung (§ 351) gilt, mit zwei Drittel

Mehrheit durch den Vorstand besetzt.44

§ 7. Der § 350 RVO. erhält folgendenWortlaut:

„Kommt kein Anstellungsbeschluß zustano<

so bestellt das Versicherungsamt auf Kost

der Kasse widerruflich die tür die Geschäft»

der Stelle erforderlichen Personen.*4

§ 8. Angestellte von Krankenkassen, die bis

zum 12. Februar 1919 nach § 359 RVO. Rect

und Pflichten der staatlichen oder gemeindlichen
Beamten hatten, treten in diese Rechte und

Pflichten wieder ein, wenn sie ihren Willen hierzu

dem Versicherungsamte gegenüber erklären. Die

Erklärung ist schriftlich binnen sechs Woch

nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bei d*

Vorsitzenden des Kassenvorstandes einzureichen

und von ihm unverzüglich an das Versicherungs
amt abzugeben. Sie wirkt von ihrem Eingar
beim Versicherungsamt ab.

# § 9. Hat eine Krankenkasse vor dem 12. F

bruar 1919 einen Angestellten aus dem Staat

oder Gemeindedienst unter Vereinbarungen über

nommen, durch die er gemäß § 359 RVO. na

einer bestimmten Zeit oder unter bestimmter

Voraussetzungen Rechte und Pflichten ein

Staats- oder Gemeindebeamten erlangt hav»

würde, so tritt er in diese Rechte und Pflicht»

ein, wenn er es binnen sechs Wochen nach A

lauf jener Zeit oder nach Eintritt jener Voraus

Setzungen beim Versicherungsamte beantragt.
Der Lauf dieser Frist beginnt nicht vor dem Ir

krafttreten dieses Gesetzes.

Wird der Antrag abgelehnt, so entscheide

auf Beschwerde das Oberversicherun^samt end

gültig.
Die Entscheidungen über den Antrag sii

auch dem Vorstand der Kasse mitzuteilen.
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jj 10. Die Dienstordnung der Krankenkasse

nicht für Angestellte, die nach den §§ 8, 9

die Rechte und Pflichten der staatlichen oder

neindliehen Beamten eintreten oder wieder

treten.

Hl Abführung von Beitragsteilen der Arbeitgeber an die

Ersatzkassen.

§11. An Stelle des § 13 der Verordnung
3. Februar 1919 (RGBl. S. 191) treten fol¬

gende Vorschriften:

§ 13. Ersatzkassen, für die auf Grund des

i 518 RVO. eine Anordnung über die Ab¬

führung von Beitragsteilen der Arbeitgeber
orlassen worden ist, haben für versicherungs¬

pflichtige Mitglieder, deren Rechte und Pflichten

der Krankenkasse nach § 517 Abs. 1 RVO.

ruhen, Anspruch auf den vollen Beitragsteil
Arbeitgebers. Der Arbeitgeber hat den

Hoitragsanteii statt an die Krankenkasse un¬

mittelbar an die Ersatzkasse einzuzahlen.

S 13a. Streit über den Anspruch der Er-

zkasse gegen den Arbeitgeber (§ 13) wird

nach § 405 Abs. 2, § 1799 RVO. entschieden.

Ffir Rückstände gelten §§28,29 Abs. 1,2 RVO.

entsprechend.
Q 13b. Scheidet ein versicherungspflichtiges

Mitglied (§ 13) aus der Ersatzkasse aus oder

nimmt es den Antrag auf Ruhen der Rechte und

Dichten bei der Krankenkasse zurück, so haben

di* nach § 522 RVO. verpflichteten Organe oder

Angestellten der Ersatzkasse den Arbeitgeber
binnen einer Woche nach dem Eintritt der Ver-

.derung zu benachrichtigen.
Der § 530 Abs. 3, 4 RVO. gilt entsprechend.

II/. Schlußvorschrift.

§ 12. Dieses Gasetz tritt mit dem 29. Juni

:(J1(J in Kraft.

Die Wirkung des Friedensschlusses auf

die Teuerungszulagen der Krankenkassen-

angestellten. Zu denjenigen Berufsgruppen, die

end des Krieges mit am meisten zu leiden

n, gehören auch die Angestellten in den

ankenkassen. Die auf Grund der Dienstordnung
etilen Gehälter derselben müssen — mit

ringen Ausnahmen — als recht bescheiden be-

leichnet werden. Die dauernd zunehmende Teue-

2 der Lebensmittelpreise und aller sonstigen
ijrfsartikel machte sich deshalb bei diesen

recht unangenehmer Weise bemerkbar. Die

irigen Dienstbezüge reichten bei weitem nicht

hr aus, um dieser Teuerung gerecht werden

inen, und die geringen Ersparnisse — wo

überhaupt vorhanden — waren bald auf¬

ehrt und bittere Not machte sich bemerkbar.

em nun im Laufe des Krieges die Löhne

^beiterschaft ganz wesentlich gestiegen
en, gingen einsichtige Kassenvorstände bereits

Jahre 1915 dazu über, auch den Angestellten
-"erungszulagen zu gewähren, zunächst recht

Beträge; höher als 10, 15 oder 20 Mk. im

glaubte man nicht gehen zu können. Der

tollte konnte aber hiermit natürlich nichts

fangen. Andere Voi stände verschanzten sich

den Besoldungsplan der Dienstordnung
: behaupteten, hiervon nicht abweichen zu

rfen, so daß die Angestellten völlig leer aus-

n und so die Not noch größer wurde.

Die Gewährung von Teuerungszulagen kam

in größerem Maße in Fluß, nachdem der

srat in seiner Verordnung vom 1. März 1917

Ges BI. 1917 S. 200) für die hierbei

vorzunehmenden Beschlüsse bedeutende Er¬

leichterungen geschaffen hatte. Da jede Teuerungs¬
zulage eine Gehaltserhöhung und demzufolge eine

Abweichung des in der Dienstordnung enthaltenen

Besoldungsplans bedeutet, so muß dies als Ab¬

änderung der Dienstordnung gelten. Nach § 346
RVO. bedarf jedoch die abgeänderte Dienst¬

ordnung der Zustimmung des Ausschusses. Die

Gewährung der Zulagen hing demnach von einem

recht umständlichen Verfahren ab. Zunächst war

es notwendig, daß der Vorstand nach § 355 RVO.
hierüber Beschluß faßte, sodann mußte der Aus¬

schuß seine Zustimmung geben und endlich konnte
die Änderung dem Oberversicherungsamt zur

Genehmigung vorgelegt werden. Hierüber ging
aber recht viel wertvolle Zeit verloren, so daß

recht oft die Notwendigkeit einer erneuten wei¬
teren Erhöhung schon wieder gegeben war, wenn

die Auszahlung der genehmigten Zulage erfolgte.
Die Bundesratsverordnung macht nun diesem

umständlichen Verfahren eyj Ende, indem sie

bestimmt, daß die Kassenvorstände die Gewährung
von Teuerungszulagen an die der Dienstordnung
unterstehenden Angestellten der Kasse ohne Zu¬

ziehung des Ausschusses beschließen können.

Die übrigen für die Änderung der Dienstordnung
geltenden Vorschriften der Reichsversicherungs¬
ordnung bleiben dabei unberührt. Mit dem letzten

Satz wird zum Ausdruck gebracht, daß der Vor¬

stand über die Gewährung der Zulagen getrennt
zu beschließen hat, und daß die Genehmigung
durch das Oberversicherungsamt erfolgen muß.

Dabei ist jedoch noch zu beachten, daß die im

§355 RVO. vorgeschriebene getrennte Abstimmung
der Arbeitgeber und der Versicherten im Vorstand

durch Verordnung der Reichsregierung vom 5. Fe¬

bruar 1919 (Reichs Ges.-Bl. 1919 S. 181) aufgehoben
ist, so daß jetzt die einfache Mehrheit genügt, um

solche Beschlüsse zu fassen.

Die Bundesratsverordnung vom 1. März 1917

enthält in ihrem letzten Satz jedoch noch die Be¬

stimmung, daß der ohne Mitwirkung des Kassen¬

ausschusses zustande gekommene Beschluß drei

Monate nach Friedensschluß außer Kraft tritt, so¬

fern nicht vorher die Weiterzahlung der Teuerungs¬
zulagen auf deminder Reichsversicherungsordnung
für Änderungen der Dienstordnung vorgeschrie¬
benen Wege beschlossen worden ist, das heißt, wenn

der Ausschuß nicht nachträglich den Vorstands¬

beschlüssen zustimmt.

Der Friedensschluß ist jetzt erfolgt. Sollen

nun die Teuerungszulagen an die Kassen¬

angestellten auch weiter gewährt werden, so wird

es notwendig sein, daß nunmehr die Vorstands

beschlüsse den Ausschüssen der Kassen vorgelegt
werden, damit dieser seine Zustimmung erteilt.

Wird dies unterlassen, so hätte die Kasse keine

Berechtigung, die Zulagen weiter zu zahlen, und

die Angestellten würden in die bitterste Not ge¬

raten, weil die Gehälter allein bei weitem nicht

ausreichen, um der übermäßigen Teuerung gerecht
zu werden. Die Kassenvorstände werden deshalb

ihr Augenmerk hierauf zu richten haben und bald

diesb^züaliche Maßnahmen vornehmen müssen,

wenn nicht etwa vorher noch eine neue Ver¬

ordnung erscheint, die ihnen auch weiterhin das

Recht einräumt, die Teuerungszulagen für die

Kassenangestellten ohne Zuziehung des Aus

Schusses zu beschließen.

Jahresversammlung des Verbandes säch¬

sischer Ortskrankenkassen«

Am 30 Juni 1919 fand die Jahresversammlung
des „Verbandes sächsischer Ortskrankenkassen44
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in Meißen statt. Von 264 angeschlossenen Kassen

mit 500000 Mitgliedern waren 196 durch 404

Delegierte (109 Arbeitgeber, 156 Versicherte und

141 Angestellte vertreten.

Der Vorsitzende Fräßdorf, Dresden, eröffnet

die Versammlung mit einer kurzen Ansprache,

in welcher er die Kassenvertreter und die zahl¬

reich erschienenen Vertreter der Behörden be¬

grüßt. In kurzen Strichen skizziert er sodann

die durch den Krieg und den Friedensschluß ge¬

schaffene politische und wirtschaftliche Lage und

die Rückwirkungen, welche diese auf die zu¬

künftigen Verhältnisse der Krankenkassen und

ihre Aufgaben haben werden.

Verwaltungsdirektor Frenzel, Dresden, gibt

den Bericht des Vorstandes und der geschäfts¬
führenden Kasse über das Jahr 1918/19. An Ein¬

gängen waren 1432, an Ausgängen 3659 zu be¬

arbeiten. Den Einnahmen von 10314,29 Mk. steht

eine Ausgabe von 7465,69 Mk. gegenüber. Das

Gesamtvermögen beträgt am Jahresabschluß

8742,72 Mk. Seine* besondere Aufmerksamkeit

wandte der Verbandsvorstand der Bekämpfung
der Geschlechtskrankheiten und der Tuberkulose

sowie der Förderung des Kleinwohnungsbaues

zu. Die Einführung von Unterrichtskursen für

Kassenangestellte, besonders für Kriegsteilnehmer
und solche Angestellte, welche sich zu einer

Prüfung vorbereiten, wird den Kassenvorständen

empfohlen; Dresden habe sehr gute Erfahrungen

damit gemacht; es wird ferner empfohlen, das

Interesse der Angestellten an Verwaltung und

innerer Organisation dadurch anzuspornen, daß

man sie auffordert, Vorschläge über Ver¬

besserungen zu machen und praktische Vorschläge

prämiiert, auch sollten die Angestellten mehr wie

bisher zu den Prüfungskommissionen heran¬

gezogen werden. Die Einsetzung von Kassen¬

revisoren, welche die Geschäftsführung der ein¬

zelnen Kassen zu prüfen haben, wird angeregt.
Der Redner beglückwünscht den Verband zu

seinem nunmehr 30 jährigen Bestehen.

Herr Prof. Dr. Smitt weist in längerer Aus¬

führung auf die neugegründete staatliche Polik-

klinik für Krankengymnastik und Massage hin,

die Behandlungsweise und praktischen Erfolge
in allgemein verständlicher Weise darstellend.

Der Zweck der Staatsanstalt ist nächst der Auf¬

nahme und Behandlung Kranker, die Ausbildung
von Pflegepersonal in Krankengymnastik und

Massage, auch die Teilnahme von Ärzten an den

Ausbildungskursen ist zulässig. Den Kassen wird

empfohlen, Gebrauch von dem Gebotenen zu

machen.

Pollender, Leipzig, bemängelt, daß die Staats¬

anstalt nicht nach Leipzig, den Sitz der Uni¬

versität gekommen ist.

Geschäftsführer Lehmann, Dresden, spricht
über die neuen Kriegsverordnungen und ihre

Wirkungen auf die Krankenkassen. Es ist eine

große Zahl derartiger Verordnungen erlassen

worden, hoffentlich tragen sie dazu bei, die

Menge Rückständigkeiten, welche in der Relchs¬

verslcherungsordnung enthalten sind, zu mindern.

Redner bespricht eine Anzahl dieser Ver¬

ordnungen. Bei Besprechung der Änderung des

Wahlrechts zum Kassenvorstand, nach welcher

der Kassenvorsitzende wieder mit einfacher Mehr¬

heit zu wählen ist, sowie der Änderung des

§ 35,9 weist er auf das mehr als eigenartige,
wenn auch von dieser Seite nicht mehr über¬

raschende Verhalten des „Bundes deutscher

Krankenkassenbeatxten*4 hin, dem es zu verdanken

ist, wenn nicht völlig freie Bahn geschaffen wurde.

] Bezüglich der Ersatzkassen erklärt Redner, da.

es die Ortskrankenkassen ablehnen, weiterhin di<

Beiträge für diese Kassen einzuziehen, die ganze

leidige Frage der Ersatzkassen werde erst mit

desen selbst verschwinden, sie seien in Zuschuß
kassen umzuwandeln. Vor einer Erhöhung de^

Grundlohnes, die an sich gerechtfertigt sein wür<

warnt der Redner im Hinblick auf die hohe Zah

der Erwerbslosen, da eine unerträgliche Belastung
der Kassen zu erwarten sei.

Fräßdorf, Dresden, spricht über die Arztfrage
und Änderung der Organisation der ärztlich

Bezirksvereine. Folgende Entschließung finde:

Aufnahme: Dem Verlangen von Ärzten und

Ärztevereinigungen, für Behandlung von Kassei

mitgiiedern mit höherem Einkommen ein erhöhte

Honorar zu zahlen, ist unter keinen Umständen

nachzugeben. Es darf eine Scheidung der Kassen

mitglieder keinesfalls erfolgen. Das Honorar für

Behandlung von Fan ilienangehörigen ist nach der

Inanspruchnahme der Ärzte durch die Familien¬

angehörigen zu bemessen. Es darf auf den Krank

heitsfall bzw. auf die Einzelleistung hierbei kein

höherer Betrag entfallen, als für Behandlung (ier

Mitglieder durchschnittlich entfällt Weiter

gehende Ansprüche sind als unbegründet ab

zulehnen. Um die Bezüge der Ärzte angemess

gestalten zu können, ist die Zahl der Kassenar

gemäß Ziffer 2 des Berliner Abkommens zu he

schränken. Wo Kassenärzte nicht bereits ein

Einkommen haben, das auch in dieser Zeit einer

Erhöhung nicht bedarf, ist eine Erhöhung des

Honorars innerhalb der Grenzen geboten, die

durch die Verordnung der Reichsregierung

(Arbeitsministerium) vom 23. Dezember 1918 ge

zogen sind Letztes gilt auch für die entstehender

Fuhrkosten. Die Bestrebungen auf Aufhebung

der ärztlichen Zwangsorganisationen und zeit

gemäße Revision der Ehrengerichtsbarkeit — wie

sie in der sächsischen Volkskammer betriebe

werden — finden die Zustimmung der Jahr?

Versammlung. Jedenfalls muß erreicht werden,

daß die ärztlichen Bezirksvereine in wirtscha

liehen Fragen ihren Mitgliedern nicht mehr B

düngen auferlegen und die Krankenkassen drang¬

salieren können. Die notwendige Eingliederung
des ärztlichen Dienstes in die Sozialversicherung

kann letzten Endes nur auf dem Wege der Reichs

gesetzgebung erfolgen. Hierzu können zentrale

Tarifvereinbarungen, zu deren Abschluß

Krankenkassenverbände immer bereit waren und

noch sind, sehr wohl die Grundlage bilden. -

Redner erklärt noch, daß die Forderung der Ärzte

auf Erhöhimg ihrer Bezüge wohlwollend geprüf!
werden müsse, auf eine dauernde Erhöhung

Honorars könne aber jetzt nicht zugekoan

werden, man müsse sich mit Teuerungszulage

behelfen, wozu eine Verordnung des Arbeitsante

welche eine Zulage von nicht weniger als 10 v. H

und nicht mehr als 881/« v- H. vorsehe, die Gru

läge bilden können.

Über Erwerbslosenfürsorge und Abkommt

mit den Gemeindeverbänden spricht Verwaltu;

direktor Frenzel, Dresden. Er empfiehlt den

Schluß von Abkommen mit den Gemeinden, nacr.

denen alle Erwerbslosen bei der Allgemer
Ortskrankenkasse zu versichern sind, wenn i

besondere Verhältnisse dem entgegen stehe:

Das besonders aktuelle Thema: Teuer ung*

Zulagen an Argestelite besprach Fräßdorf, Dres

nicht ohne wiederholt auf Widerspruch bei

anwesenden Angestelltenvertretern zu stoße:

Redner leitete seine Ausführungen mit den Worte

ein, zu diesem Gegenstand Stellung zu nehmen
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sei keine angenehme Aufgabe, er gehe aber

sC|iw erigkeiten auch auf diesem Gebiete nicht

2js dem Wege, unmöglichen Forderungen trete

rücksichtslos entgegen, man müsse seine Aus¬

führungen nicht darnach einrichten, ob sie ge-

iilen oder nicht. Daß die Angestellten mit ihren

früheren Bezügen nicht auskommen können, sei

nicht zu bestreiten, man brauche aber auch hierin

jcht zu übertreiben, „wir brauchen uns nicht

anzuheulen44, wir befinden uns ausnahmslos in

schlechter Lage, der Besserbezahlte natürlich

«veniger als der Minderbezahlte. Wenn die Ge¬

hälter und Löhne auf die Preise im Schleichhandel

eingestellt werden sollten, so würden auch die

Forderungen der Angestellten nicht ausreichen.

dann müsse man 15 bis 20000 Mk. Einkommen

Üben. Wir gehen mit den Zulagen so weit, wie

das Interesse der Kasse irgend zuläßt, aber

e Zulagen nach den Staatssätzen müssen wir

lehnen, der Staat hat diese Zulagen in einer

sehr prekären Lage gewährt. Wir müssen auch

das Wohnungsgeld ablehnen, es liegt kein Anlaß

vor, dieses den Angestellten der Ortskranken¬

kassen zu gewähren, die Voraussetzungen, unter

nen der Staat Wohnungsgeld gewährt, liegen
hei den Kassenangestellten nicht vor. Die Kinder¬

zulagen, wie sie der Staat gibt, sind völlig un¬

gerechtfertigt, auch diese werden abgelehnt
Wenn der Tarifentwurf, wie er vom Verband

der Bureauangesteilten vorgelegt worden ist,
durchgeführt werden sollte, müßten die Beiträge
erhöht werden, oder die Kassen gingen zu Grunde.
Es sollen Verhandlungen angebahnt werden
zwecks Abschlusses eines Manteltarifs. Das
Streikrecht kann für Festangestellte nicht an¬

erkannt werden, für eine Beamtenschaft, die das
Streikrecht fordert, müssen andere Arbeits- oder

Dienstbedingungen geschaffen werden. Als letztes
Mittel bei Streitigkeiten kann den Angestellten
nur die Anrufung des Schlichtungsausschusses
zugestanden werden. Redner empfielt zum Schluß,
mit den Angestellten in sachlicher Weise zu ver¬

handeln und nicht den „Herrnimhausestandpunkt*4
einzunehmen.

Mehrere Angestelltenvertreter treten dem

Redner entgegen, es wird der Vorwurf erhoben,
die Angestellten seien herausgefordert worden,
dem widerspricht Fräßdorf.

Es folgt die Erledigung mehrerer kleiner

Angelegenheiten, z. B. die Änderung des Namens

des Verbandes in „Verband der Ortskranken¬
kassen im Freistaat Sachsen, e. V.u, sodann ein
in der Jetztzeit etwas merkwürdig anmutender

Punkt: Verleihung von Anerkennungsurkunden
an langjährige Angestellte, es wurden vier solcher

Urkunden verteilt! Nach der Richtigsprechung
der Jahresrechnung wurde Zittau als nächster

Versammlungsort gewählt.

Rechtsprechung.
Ein Verzicht auf arztliche Behandlung und

Arznei beim Verlassen des Kassenbezirks ist

rechtsgültig. Entscheidung des Oberversicherungs¬
aints Stettin vom 9. Mai 1919 — K 93/19.

Das Versicherungsamt des Kreises Regen¬
walde hat die Beklagte zur Zahlung der 79,20 Mk.

Arzt und Apothekerkosten verurteilt, 1. weil sie

den Beweis dafür, daß der Anna K. tatsächlich

die Bedingung gestellt sei, auf weitere Unter-

nzung zu verzichten, nicht erbracht habe; 2. weil

selbst bei der Annahme, daß Anna K. auf die

Bedingung eingegangen sei, bei ihrem Bildungs¬
grad sehr zweifelhaft sei, ob sie sich der Trag¬
weite dieser Bedingung bewußt gewesen sei, und
endlich 3. weil es sich hier um einen „dringenden*4
Fall im Sinne des § 368 RVO. handle, bei dem

die Kasse auch solche Ärzte bezahlen müsse, mit

denen sie keinen Vertrag abgeschlossen habe.
Aus dem Gutachten des Geh. Sanitätsrats A. gehe
hervor, daß die Anna K. sich bei seinem Besuch

bereits in einem so kranken Zustand befand, daß
w < ine Überführung nach Berlin nicht mehr zu

«lenken gewesen wäre, selbst wenn die Kranke
üese Absicht gehabt hätte.

>\'as nun Punkt 1 anbetrifft, so ist die Vor-

•agt* des bei den Akten befindlichen Musters, in

reichem die Kranke bei Genehmigung der Aus¬
reise aus dem Kassenbezirk ausdrücklich auf jede
^eitere Unterstützung außer dem Krankengeld
verzichtet, und die Erklärung der Kasse, daß

*M Ausreiseerlaubnis nur auf diesem Muster

erteilt wird, als ausreichender Beweis dafür an-

"hen, daß die Anna K. auf die darin ent¬

haltenen Bedingungen eingegangen ist. War* sie

die erteilte Genehmigung des Kassen-

tndes aus dem Bezirk fortgefahren, so wäre

nach den Bestimmungen der Kassenordnung
:fie weiteres jedes Anspruchs auf Krankenpflege

iftriattiy gegangen.
Die Entscheiduig von dem Bildungsgrad der

Am*a K., der dem der Mehrzahl aller Ver¬

sicherten entspricht, abhängig zu machen, er¬

scheint in keiner Weise angängig. Dadurch

würde eine außerordentliche Unsicherheit in alle

Bestimmungen hineingetragen werden.

Nicht ganz zweifelsfrei ist aber die Frage
der Anwendbarkeit des § 368 RVO. Der vor¬

liegende Fall war insofern dringend, als sofortige
ärztliche Hilfe notwendig und eine Überführung
nach B. nicht mehr möglich war. Die Anwend¬

barkeit des § 368 RVO. hat jedoch zur Vor¬

aussetzung, daß überhaupt eine Verpflichtung der

Krankenkasse zur Gewährung der Krankenpflege
besteht. Ist eine solche nicht vorhanden, so kann

auch in dringenden Fällen eine Krankenkasse

nicht zur Gewährung der Krankenpflege ver¬

urteilt werden. Wie im Kommentar Hahn in

Anm. 10a zu § 182 und Anm. 2d zu §368 näher

ausgeführt ist, können die Krankenkassen als

räumlich begrenzte Einrichtungen nicht überall

die zur Gewährung der Krankenpflege erforder¬

lichen Anstalten treffen, insbesondere Ärzte,

Apotheker usw. bereitstellen. Nach der Natur

des Rechtsverhältnisses (§ 269 BGB.) ist daher

Erfüllungsort dieser Leistung nur der Kassen¬

bezirk, ein Ort außerhalb aber nur dann, wenn

er der Beschäftigungs- oder Wohnort des Mit¬

gliedes ist. Durch Beurlaubung des Kranken

übernimmt die Kasse nicht die Verpflichtung,
ärztliche Behandlung außerhalb des Kassenbezirks

zu gewähren, sondern sie begibt sich nur des

Rechts gegen den Kranken, daß dieser sich ihrer

Aufsicht nicht entziehen darf; sie verzichtet damit

nur auf die Bestrafung wegen Verlassens des

Kassenbezirks gegen das Verbot der Kranken¬

ordnung. Die Beurlaubung kann lediglich den

Sinn haben, daß die Kasse auch am Urlaubsort

Krankenpflege gewähren will. Im vorliegenden
Falle hat aber die Krankenkasse die ausdrück

liehe Bedingung gestellt, daß sie ihrer innerhalb

des Kassenbezirks besteherden Verpflichtung
zur Krankenpflege enthoben werde, und dies?
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Bedingung ist von der Tochter des Berufungs¬
beklagten angenommen worden. Dementsprechend
kann eine Verpflichtung der Kasse zur Ge¬

währung der Krankenpflege nicht ah vorhanden

angesehen werden.

Es erscheint zwar unbillig, daß die Zahlung
der 79,20 Mk. nicht von dem in beschränkten

Vermögensverhältnissen lebenden Vater der

Anna K. auf die Kasse abgewälzt werden kann,
besonders aus der Erwägung heraus, daß der

Kasse wahrscheinlich sehr viel höhere Kosten er¬

wachsen wären, wenn die Anna K. in B. ver¬

blieben wäre und längere Zeit in einem Kranken¬

haus hatte untergebracht werden müssen.

Andererseits muß aber auch der Kasse das

Recht zuerkannt werden, alle ihr gesetzlich zu¬

stehenden Sicherungen auszunutzen, durch die sie

sich dagegen schützen kann, daß Versicherte, die

bereits erkrankt sind, sich ihrer Aufsicht ent¬

ziehen oder Ärzte in Anspruch nehmen, die zu

ihr in keinem Vertragsverhältnis stehen. Es

kann der Kasse, die rund 1200 Ärzte verpflichtet
hat, nicht zugemutet werden, ohne zwingenden
Grund Krankenpflege außerhalb ihres Bezirks zu

leisten. Sie macht in der Berufungsschrift mit

Recht geltend, daß sie gerade für einen solchen,
wie den vorliegenden Fall, die Genehmigung an

die Ausreiseerlaubnis knüpft, daß sich der Ver¬

sicherte des Rechts auf die ihm innerhalb des

Kassenbezirks zustehende und jederzeit ge¬
währleistete Krankenpflege begibt, wenn er frei¬

willig den Bezirk verläßt Die persönlichen
Gründe, die den Kranken zum Verlassen des

Bezirks bewogen haben, und die durch die Aus¬

reise für die Kasse evtl. tatsächlich eingetretene
Entlastung, können die rechtliche Gültigkeit des

angenommenen Verzichts auf Krankenpflege nicht

beseitigen.

B. Eine Kasse, die einem Ausgesteuerten»
bei dem der alte Versicherungsfall dauernd fort¬

besteht, wegen Hinzutritt eines neuen Leidens

aus BllllgkeltsgrOndenLeistungen gewährt, kann

diese freiwilligen Leistungen jederzeit einstellen.

(Entscheidung des Versicherungsamts Hamburg
vom 19. Juni 1919 — J.-Nr. 179/19 K.

Tatbestand and Grande: Der Kläger war von

der Allgemeinen Ortskrankenkasse, die ihm schon

in den Zeiten vom 30. September bis zum 5. De¬

zember 1916 und vom 3. September bis zum

22 November 1917 Unterstützung gewährt hatte,
in der Zeit vom 11. Dezember 1917 bis zum

11. Juni 1918 seines Lungenleidens wegen aus¬

gesteuert worden. Nachdem er dann Pflicht¬

mitglied der beklagten Kasse geworden war,

meldete er sich am 6. August 1918 bei ihr krank,
und zwar wieder wegen Lungenleidens, doch die

Beklagte versagte ihm die Unterstützung, da sie

festgestellt hatte, daß es sich noch um den alten

Unterstützungsfall handelte. — Damit gab der

Kläger sich zufrieden, doch erhob er Anfang Sep
tember wieder Unterstützungsansprüche, wobei

er sich darauf berief, daß er an einer von seinem

Lungenleiden unabhängigen RippenVerletzung
leide. Dafür wollte nun die Beklagte, obwohl

sie wegen Fortbestehens des Lungenleidens und

damit des bereits erledigten Unterstützungsfalles
nicht dazu verpflichtet war, wieder eintreten, ließ

aber den Kläger zunächst vertrauensarztlich unter¬

suchen und überwies ihn, nachdem die Unter¬

suchung Arbeitsfähigkeit und starke Übertreibung
der Beschwerden ergeben hatte, dem Mariei -

krankenhause zur Beobachtung. Dort wurde der

Kläger am 6. September 1918 aufgenommen, verließ

aber das Krankenhaus schon am 9. September
1918 wieder, weil er sich einer Operation, d.h.
nach Äußerung des Krankenhausarztes der Be¬

klagten gegenüber, einem geringfügigen operativen
Eingriffe, nicht unterziehen wollte.

Nun stellte die Beklagte, die ja überhaupt nur

aas Entgegenkommen für den Kläger eintreten

wollte, sich auf den Standpunkt, daß er durch

das eigenmächtige Verlassen des Krankenhauses

jeglichen Anspruch auf Kassenleistungen — den
sie ja ohnehin nicht anerkannte — verwirkt habe,
gewährte ihm später aber dann doch im Wege
des Vergleichs Krankengeld vom 21. November

1918 ab auf einige Wochen, nachdem die infolge
der Rippenverletzung entstandene, durch das

tuberkulöse Grundleiden aber wesentlich beein¬

flußte Geschwulst wider alles Erwarten — vgl
BI. 10 — aufgegangen war, so daß es nun dei

KrankenhausbehandJung nicht mehr bedurfte;
auch wurde der Kläger nicht wieder an den zu¬

ständigen Kassenarzt verwiesen, sondern auf be

sonderen Wunsch gestattete man ihm, sich in
die Behandlung des Naturheilarztes Dr. H. in

begeben. — Dieser hielt nun Mitte Januar 1919

Krankenhausbebandlung für erforderlich, un 1

demgemäß wurde der Kläger, und zwar zum

17. Januar 1919, dem Allgemeinen Krankenhause

St. G. überwiesen. Er ist aber der Überweisung
nicht nachgekommen, denn er meinte, dazu

nicht verpflichtet zu sein, und demgemäß bi

gehrt er von der Beklagten, die seines Vei

baltens wegen die Unterstützung einstellte, deren

Weitergewährung. Seine Weigerung, ins Kranken¬

haus zu gehen, sucht er damit zu rechtfertigen,
daß er verheiratet, also seine Zustimmung zur

Krankenhausbehandlung erforderlich sei, und er

sei nicht damit einverstanden, denn er habe Angst
vor der sicher zu erwartenden Operation; aucii

habe er am 19. Januar 1919 wählen und zwei

Tage später vor Gericht erscheinen müssen, und

schließlich habe er seine kranke und bettlägerige
Frau nicht allein lassen können. Die Beklagte,
die das Fortbestehen seiner Arbeitsunfähigkei
nicht bestritten hat, hält alle seine Ablehnungs¬
gründe für verfehlt und verweigert deshalb die

Krankengeldzahlung; sie beruft sich auf die Be¬

scheinigung des doch vom Kläger selbst be¬

gehrten Arztes Dr. H. vom 27. Januar 1919 — 5 —,

wonach die Krankenhausbehandlung, die ohne

nennenswerte Beschwerden und ohne Gefahr hätte

durchgeführt werden können, notwendig war zui

rascheren Wiederherstellung und zur sichere?

Verhütung des Entstehens weiterer Abscesse, s<

daß nach § 184 Abs. 3 Ziffer 1 der RVO. die Zu¬

stimmung des Klägers, wenngleich er verheiratet

war, nicht vorzuliegen brauchte; auch sei iie

beVeit gewesen, ihm zur Regelung seiner pei
sönlichen Angelegenheiten einige Tage Zeit z i

lassen, aber der Kläger habe die Krankenhai

behandlung unbedingt abgelehnt; schließlich

berief die Beklagte sich darauf, daß sie

überhaupt nur aas Entgegenkommen für den

infolge Aassteaerang gar nicht mehr amprachs
berechtigten Kläger eingetreten sei, zu weiteren.

Entgegenkommen aber nun keine Veranlassu

mehr habe, um so weniger als der Klage*
ständig die Krankenordnung zu übertreten scheine,

indem er abends in Wirtschaften Schleichhandel
treibe.

Das hat der Kläger kaum ernstlich in Abre

gestellt, aber darauf kommt es nicht an, schon

deshalb nicht, weil die Krankenhauseinweisu

aus einem anderen Grunde als wegen Übertretu

der Krankenordnung erfolgte. —
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Inbegründet war die Weigerung des lÜägers

jt» ienfalls, denn die Art seines Leidens recht-

fertiitte laut ärztlicher Äußerung Kranker.baus-

behandlung. Zu Unrecht beruft sich der Kläger
i die Besorgnis einer Operation, denn es steht

ja vollkommen dahin, ob eine solche dieses Mal

tig gewesen wäre; die Entscheidung darüber

üfite er wenigstens abwarten, denn dieses Mal

lag der Fall doch ganz anders als früher; damals

bestand eine groLSe Geschwulst, und wenn sie

auch verschwunden ist ohne operativen Eingriff,
so war dieser günstige Verlauf, was Kläger selbst

immer und immer wieder betont, nach der

Äußerung der Ärzte gar nicht voraussehbar ge¬

wesen; im Januar aber scheint gar keine Ge¬

schwulst und somit auch gar nicht die Notwendig¬
st einer Operation, die Kläger vielleicht hätte

ablehnen können, bestanden zu haben, und sollte

das doch der Fall gewesen sein, so würde man

höchstwahrscheinlich angesichts des früheren

Verlaufs auch jetzt von einer Operation abgesehen
haben; hinzu kommt noch die auffallende Tatsache,

daß der Kläger im Grunde gar nicht einmal gegen

eine Operation war, denn im Privatkrankenhause

würde er sich ihr nach eigenem Zugeständnis
unterzogen haben. Aber auch die Frage mag un-

eiörtert bleiben, ob der Mangel an Ernstlichkeit

der Ablehnung die Rechtslage beeinflußt; der

Klageanspruch ist nicht nur deshalb unbegründet,
weil der Kläger jedenfalls ohne triftigen Grund

die mit Recht angeordnete Krankenhausbehandlung
ablehnte und dadurch seine Ansprüche auf Kassen¬

leistung verwirkte, sondern auch deshalb, weü er

längst ausgesteuert war; das von ihm beigebrachte
Gutachten des Spezialisten für Lungenleiden Dr.

J vom 6. Mai 1919 — 10 — erweist ganz klar,
daß es sich im Januar 1919 immer noch um

den alten Unterstützungsfall handelte, für den

der Kläger bereits von der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse H. die Höchstleistungen erhalten

hatte, so daß ihm weitere Ansprüche überhaupt
nicht mehr zustanden; aas reinem Entgegen¬
kommen nur war die Beklagte doch noch für ihn

eingetreten, aber Rechtsansprüche sind dem Kläger
daraus nicht erwachsen; die Beklagte kann ihr

Entgegenkommen, das sie ihm in sehr weitem

Maße gezeigt hat, natürlich jederzeit fallen lassen,

und wenn sie das angesichts des ganz unberech¬

tigten Verhaltens des Klägers tat, so kann er

>ich darüber wahrlich nicht wundern. Zu fordern

:iatte er von ihr überhaupt nichts mehr, und daher

ir zu erkennen wie geschehen.

Hm. Erkrankung an Lungentuberkulose in¬

folge Ansteckung durch einen Arbeitskollegen
m Betriebe als Betriebsunfall festgestellt« Ent-

'"eidung des Bayer. Landesversicherurgsamts
München vom 11. Juli 1917, Nr. III a 245. A. 50. 1917.

Dem formell nicht zu beanstandenden Rekurs

sonnte der Erfolg nicht versagt werden. Das

Oberversicheiungsamt hat den Anspruch der

Rekursklägerin abgewiesen, weil deren Er¬

krankung nach den ihr vorliegenden ärztlichen

Gutachten zwar möglicherweise die Folge einer

*-ü<maligen Infektion und damit ein Betriebsunfall

sein könne, weil aber der erforderliche Nachweis

einer überwiegenden Wahrscheinlichkeit dieser Art

r Entstehung der Krankheit nicht erbracht sei.

Nun ist richtig, daß der Nachweis, wann und

^o eine tuberkulöse Infektion erfolgt ist, im all

gemeinen sehr schwer und nie mit völliger
herheit zu erbringen ist, da Tuberkelbaziilen

.herall vorhanden sind und daher die Ansteckungs-
glichkeit überall gegeben ist. Bei den be¬

sonderen Umständen des gegenwärtigen Falles

kann aber, wie auch das Oberversicherungsamt
annimmt, mit einer der vollständigen Gewißheit
nahekommenden Wahrscheinlichkeit angenommen

werden, daß die Erkrankung die Folge einer

Infektion durch den dienstlichen Verkehr der

Rekursklägerin mit dem lungenkranken Post¬

assistenten St. ist. Wenn hieran noch ein Zweifel

hätte bestehen können, so wäre er gehoben durch

das Gutachten des Professors Dr. H., welcher

erklärt, es könne an dieser Art der Entstehung
der Krankheit kaum ein Zweifel bestehen.

Eine angeborene Tuberkulose liege nicht vor.

Dagegen seien die Verhältnisse in dem Arbeits¬

raum des Postamts, dem die Rekursklägerin zu¬

geteilt war, derartig gewesen, daß durch das

enge Zusammenarbeiten mit dem im letzten

Stadium offener Lungentuberkulose befindlichen,
fortwährend hustenden, seinen mit infiziertem

Speichel benetzten Finger zum Umblättern der

amtliche Büchern und Register benützenden St.

eine Ansteckung fast mit Notwendigkeit habe

erfolgen müssen.

Angesichts dieses eingehend begründeten
Gutachtens hat das Rekursgericht trotz der im

allgemeinen bestehenden Schwierigkeit des Nach¬

weises einer tuberkulösen Infektion keinen Zweifel,
daß im Falle der Rekursklägerin die Ansteckung
auf die angegebene Weise erfolgt ist, und zwar

um so weniger, als Anhaltspunkte für die An¬

nahme einer auf andere Weise erfolgten An¬

steckung weder geltend gemacht, noch sonst

ersichtlich sind. Es kann sich also nur um die

Frage handeln, ob die Erkrankung der Rekurs¬

klägerin durch die sich häufende Wirkung der

fortdauernden Wiederholung der Aufnahme der

Tuberkelbaziilen entstanden ist, nach Art der

sogenannten Gewerbekrankheiten, oder ob die

Ansteckung durch ein plötzliches, in einem ver¬

hältnismäßig kurzen Zeitraum eingeschlossenes
und demnach als Unfall im Sinne der Unfail-

versicherungsgesetzgebung zu bezeichnendes Er¬

eignis verursacht worden ist. Auch diese Frage
ist durch das Gutachten des Sachverständigen
Professor Dr. H. zugunsten der Rekursklägerin
entschieden. Der Sachverständige erklärt, es sei

sehr wahrscheinlich, daß neben geringfügigen,
nur durch Häufung wirksamer Infektionen, bei

der schweren und fortgeschrittenen Lungen¬
tuberkulose des St. und dem täglichen engen

Zusammenarbeiten mit diesem im Laufe der

Monate auch eine ganze Anzahl von wirksamen

Einzelinfektionen stattgefunden habe, von denen

jede für sich allein eine tuberkulöse Erkrankung
der Lungen zu erzeugen ausreichend gewesen sei

Dafür spreche insbesondere die Schwere w d

die außerordentlich rasche Entwicklung der Krank¬

heit der vorher gesunden Rekursklägerin. Freilich

könne nicht festgestellt werden, zu welchen Zeit¬

punkten etwa diese wirksamen Einzelinfektionen

stattgefunden haben, darauf komme es aber auch

nicht an, es handle sich vielmehr nur um die

Frage, ob die Rentenbewerberin überhaupt auf

einmal oder in einem kurzen Zeitraum eine wirk¬

same, für das Zustandekommen der Krankheit

ausreichende Menge von Tuberkelbaziilen ein¬

geatmet habe. Diese Frage sei hier bei den be¬

sonderen Umständen des Falles mit großer
Wahrscheinlichkeit zu bejahen.

Der Senat trägt kein Bedenken, sich diesen

überzeugend begründeten Gutachten anzuschließen

und erachtet demnach den Beweis, daß die Krank¬

heit der Rekursklägerin durch „Unfall*1 ent¬

standen ist, für erbracht. Daß dieser Unfall sich
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im Betriebe der Post- und Telegraphenverwaltung

ereignet hat und sonach gemäß § 537 Z. 5 RVO.

zu entschädigen ist, kann keinem Zweifel unter¬

liegen. Demnach mußte das angefochtene Urteil

aufgehoben und der Anspruch der Rekursklägerin
dem Grunde nach anerkannt werden. Da dem

Rekursgericht die Unterlagen für die Berechnung

der Entschädigung fehlen, mußte die Sache an

die Ausführungsbehörde zurückverwiesen werden.

Soziale Chronik.

Zur Rationierung der Wobnungen« Während

allgemein die Zeit herbeigesehnt wird, wo die

Notwendigkeit der Rationionierung mancher Be¬

dürfnisse des täglichen Lebens nicht mehr vor¬

liegt, haben die Verhältnisse auf dem Gebiete

des Wohnungswesens einen Grad erreicht, wie

er trauriger wohl noch nie bestanden hat. Dieses

trifft auf die meisten Industriestädte zu. So

fehlen z. B. in Remscheid mindestens 500 Woh¬

nungen, welche beschafft werden müßten, um die

augenblicklich herschenden krassen Zustände

etwas zu bessern. Nicht, daß Familien ohne

Unterkunft etwa obdachlos sind, es liegt hier

niemand auf der Straße. Dafür sorgt schon die

Behörde. Wer aber einigermaßen mit den Zu¬

ständen näher in Berührung kommt, sieht, unter

welchem Mangel an wirklich brauchbaren Woh¬

nungen, die nur den dringendsten Forderungen
in hygienischer und sittlicher Beziehung ent¬

sprechen, besonders die ärmere Bevölkerung
leidet. Wenn auch das Wohnungs- bzw. Miets-

einigungsamt durch die in letzter Zeit erweiterten

Befugnisse nach Kräften bemüht ist, den Ver¬

hältnissen entsprechend zu wirken, so sind doch

die Grenzen sehr eng gezogen und die Richt¬

linien nicht genügend, um dem herschenden Not¬

stand abzuhelfen. Dieses kann nur erreicht

werden durch Mehrbeschaffung von Wohngelegen¬
heiten. Es kann nicht mehr länger damit ge¬

wartet werden, hier den Hebel anzusetzen. Es

muß eine Rationierung übergroßer Wohnungen
stattfinden, denn augenblicklich ist die Frage gar

nicht anders zu lösen. Heute darf es nicht mehr

angehen, daß kleine Räume, die vielleicht zwei

Personen als Schlafraum dienen, mit sechs Per¬

sonen nachts belegt sind, zwischen denen sich

noch Lungenkranke befinden. Andererseits be¬

wohnen einzelne Personen, z. B. ältere Damen,
eine ganze Villa bzw. ein großes Haus allein.

Ein oder zwei Dienstmädchen bewohnen meistens

doch nur ein Speicherzimmer darin. Dieses

krasse Mißverhältnis kann von den verantwort¬

lichen und maßgebenden Stellen nicht mehr über¬

sehen werden. Kein sozial denkender Mensch

kann sich der Notwendigkeit verschließen, daß

hier ein Ausgleich angestrebt werden muß. Dem¬

nächst kommen die zahlreichen Gefangenen
zurück, wodurch manche Familien, die bisher bei

Verwandten untergebracht waren, wieder ein

Heim haben wollen, dazu die Eheschließungen,
deren manche zurückgestellt, aber nun stattfinden,
weil mit dem Friedensschluß andere Verhältnisse

Platz greife.i müssen

Selbstverständlich muß bei der Durchführung
der Rationierung, die ein Eingriff in die häus¬

lichen Verhältnisse der einzelnen Personen oder

Familien bedeutet, alles geschehen, was geeignet
ist, unnötige Härten zu vermeiden, indem mög¬
lichst auf die sozialen und sonstigen Verhältnisse

der zu überweisenden Familien oder Personen

Rücksicht genommen wird. Von Zwangsmaß¬

nahmen kann nicht Abstand genommen werden,
weil erfahrungsgemäß freiwillige Entschließungen
fast nicht zu erhoffen sind und vor allen Dingen
gerade da nicht, wo der Wohnungsluxus bzw.

Überfluß am größten ist. Besteht doch bei solchen

Personen oft ein starres Festhalten an den bisher

gewohnten Verhältnissen, auf das auch die neue

Zeit und das herrschende Elend ohne jeden Ein¬

fluß geblieben ist.

Dann muß auch ferner besonderes Augenmerk
darauf gerichtet werden, daß unberechtigt hohe

und in kurzer Zeit mehrmalige Mietssteigerungen
einer Prüfung über ihre Angemessenheit unter¬

zogen werden, damit nicht, wie bisher bei

Lebensmitteln, der Wucher einsetzt, der be¬

kanntlich da seine Orgien feiern kann, wo die

Nachfrage stärker als das Angebot ist.

Die Beseitigung der Zustände im Wohnungs
wesen liegt nicht nur im Interesse der ärmeren

Volksschichten, sondern durch die tiefgehenden
Wirkungen im Interesse aller Bürger, da sonst

alle anderen Bestrebungen auf sozialem Gebiete

wenig oder gar keinen Erfolg haben können.

Die Durchführung der notwendigen Maßnahmen

muß daher schleunigst von den berufenen und

verantwortlichen Stellen in die Wege geleitet
werden. Das Wohl der Allgemeinheit gilt auch

hierbei als oberstes Gesetz. E. Otto, Remscheid

Literaturs

Geschäftsbericht für 1018 der Allgemeinen
Ortskrankenkasse des Stadtkreises Forst-Lausitz.

Bericht Aber die Durchführung der Unfall-

verhQtungsVorschriften bei der Berufsgenossen¬
schaft der Molkerei-, Brennerei- und Stärke-

Industrie. Selbstverlag, Charlottenburg 2, Ber¬

liner Straße 12.

Seelmanns Sammlung von Einzeldarstellungen
des ReichsVersicherungsrechts. Heft 8a: Die Recht¬

sprechung derVersicherungsbehördenzum I I.Buche

der RVO. (Krankenversicherung), bildet das Er¬

gänzungsheft zu Heft 8 und enthält die gesamten
seit Ausgabe des 8 Heftes veröffentlichten Ent¬

scheidungen zum II. Buche der RVO.bis März 1919.

Fragen-Beantwortung.
(Für briefliche Auskünfte sind 25 Pf.

für Auslagen einzusenden.)
Nach A.

Frage: Bei unserer Kasse sind infolge des

Krieges der größte Teil der Vorstandsmitglieder,
sowie der Ausschußmitglieder und Stellvertreter

von der Kasse ausgeschieden.
Wie steht es nun mit den Neuwahlen ? Ist es

zulässig, daß der ganze Ausschuß neu gewählt
wird oder sind nur Ersatzwahlen vorzunehmen?

Welche Bestimmungen kommen in Betracht?

Antwort: Wir nehmen an, daß die ganze

Liste erschöpft ist und Ersatzpersonea nicht mehr

zum Nachrücken vorhanden sind. Dann müssen

durch Ersatzwahlen soviel Vertreter und Ersatz¬

männer nachgewählt werden, daß die satzungs¬

gemäße Zahl voll ist. Der ganze Ausschuß ist

nicht neu zu wählen. Ist etwa der Vorstand nicht

mehr beschlußfähig, so daß er die Wahl nicht

mehr leiten könnte, so müßte dies die Aufsicht^

behörde tun. Leider enthält die ReichsVersiche¬

rungsordnung keinerlei Bestimmungen für diese

Fälle, die für fast alle Kassen durch die Zeit-

verhältnigse von weittragender Bedeutung ge

worden sind.
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Staatsbürgerliche Bildung — die forderung der Zeit!

Breslau, den 7. Mai 1919.

An die Geschäftsstelle für die Zeitschrift
Gesetz und Recbt" Berlin-Licbterfelde.Weddigen-

weg 64.

E.D.2227 Unter Bezugnahme auf unseren Briefwechsel
vom b/10.Mars 1919 bitte ich um Übersendung der

bisher vorliegenden 19 Bände Idrer Zeitschrift in

gebundener Fora zum ermäßigten Preise von 110 Mark.
Gleichzeitig verpflichte icb micb für den Bezug des

laufenden 20.Jahrgangs.
Icb bitte um gefällige. Nachlieferung der bisher

erschienenen Hefte.

Üo c bac b tungsv oll

Rechtsanwalt.

Held)« Beftellungen, wie die vorftchend nachgebildete, geben fortwährend ein. Sic bezeugen neben zahl¬

reichen anerkennenden Zufebrlften den hohen Gegenwartswert der jetzt im 20. Jahrgänge erfebeinenden

Ititfcbrift für allgemeine Rechts- und 8taatskunde „Gefetz und Recht". HUen Ver-

aitungoftellen kaum entbehrlich, bietet diefe dem aufmerkfamen Zeitnngslefer, inebefondere jedem

renrärtsftrebenden Beamten, in jedem fteft eine -fülle politifch wichtiger Hnregungen und Belehrungen.

Probehefte verfendet und Beftellungen vermittelt der Verlag der „Hrbeiter-Verforgung" in

Berlin-Ciebterfelde, CQeddigenweg 64.

'lc »Ie

Brieflichen Unterricht in

Xnrzschrijt ^SSST
Kotten 2,50 Mk. u. Portoauslagen,

erteilt |"

Arbeiter-Stenographen-Verein
Stolze-Schrey, Hamburg.

Der Vorstand. I. A.: H. Spiedurmann,
Hamburg 25, Bürgerweide 57.

PraktischerWegweiser ffir Gläubiger zum Schatz gegen böswillige Schuldner.

Nach höchstgerich fliehen Entscheidungen bearbeitet

von Justizrat Emanuel.

Gegen Voreinsendung von 1.50 M. (Nachnahme 1.75 M.) franko durch

Themis-Verlag, Berlin N 4, Chausseestraße 5.

(Postscheck-Konto 16091.)

Soeben ift erfchienen:

6rgänzungoband 1919 zu <3ötze-Scbindler

Jahrbuch der Hrbciterverficberung 191$
31. 3abrgang 1919 Had) amtlichen Quellen zu|ammengejtellt Preis 10 mark

Sabraang 191$ «it Ergänzungiband Ml9 <4 Bände) flusnahnepref* 24 mark [ 1*6

Dielet Ergänzungsband bringt die inzwifdien ergangenen £nt,d)eidungen zu den betreffenden Paragraphen der RUO.

und ferner die einld)lägigen neuen Bekanntmactungen und Uerordnungen. Jlulicrdcm enthält er die „Ortslobne*,

die inzwi(d)en für viele Betriebe anderweit fcpgcfefct find, fewie die JabresarbeitsverdienFte land- und

forftwirtf*aftlid)er Arbeiter", die inzwildien ebenfalls vielfad) abgeändert find.

für die Betitle? ucs .'Jahrouchet 191$ ift die JlnlAaHung des Ergänzungsbandes ein Crlcrdenus, aber aud) den neuen Beziehern kann nur

«npfohlen werden, den abrgana 191$ nod) naebträglid) zu beltellen. Der|etbe enthalt u.a. gleicfczeiiia den pcllttäiidlflen Cext 4er RUO.

•it Cavfetiei to« H«»erhmge«, die (amtliche €nt[cheidunflen ufw. bringen, ro dal das Jahrbuch zugleich einei collftlidiati

i«d zwar de« ntutUtn Ko««e«tar zur RUO. bildet.

Qnentbebrlicb für Verficberungsbeborden, Berufsgeneffenfdiaften, Kranhenhaffen, Kaffcnbeamte,
_m

6ewerkfd>aften, groljgewerb liebe Unternehmungen, 6ozialpolitiker, Hrzte, Hnwalte ufw.
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Der ©teUenna<f)n>ti9
if! jefct oen der größten tt>ksjrJatt.4. 6ei der großen

«StcüenlofigPctt befondere unter unferen l>eittt*

geteerten ÄricgetcUnebmcrn und unferen u>eibüd>en

Berufdongebörfgen

muß
ffir befökuntgte Unterbringung geforgt »erden.

5ede offene «Stellung bei Behörden, ßranfenfaflTen,

0eruf6genofTenf<l)often, Ke<t)t6onn>äUen, Potent'

anroälten, Derf)4erun000efeUf<l>often und 3ndufirie*

betrieben If! fofort unferem auflandigen Orte» oder

unferem 3entrol»6teUennod)n)ei0 su melden.

Qlit allen ttlitteln muß die Cteücnoerraittelung

gefordert »erden«

Vertragsformulare
zur Anstellung auf Grund der Dienstordnung

Preis:

bis 25 Stück pro Stück 2t PI.

darüber
. „

15
»

hält vorrätig

Verlagsbuchhandlung Carl Giebel
Berlin O 27, Dircksenstraße 4.

Von der

Pensions- und Hinterbliebenenfursorge
des Verbandes der Bureauangesteilten

können Im Einzelfall bereits nadi 5 Jahren gewahrt werden:

InwaiidenunterstUtzung: 150 Mk. lahrlldi pro Anteil (der Satz

steigt mit der Dauer der zurückgelegten Wartezeit);'
HltersunterstOtzung: nadi vollendetem 65. Lebensjahre in HOhe

der InvalidenunterstQtzung;
WltwenunterstUtzung: 50 v.H. der InvalidenunterstQtzung;

WaisenunterstUtzung an Waisen im Alter bis zu 16 Jahren.

An Beitragen Ist pro Unterstutzungsantell und Monat zu zahlen:

1.10 Mk. von Mitgliedern, die Im Alter bis zu 40 Jahren

1.50 . . . •».„„SO,
2,— » • . „ s

höheren Alter Anteile erwerben.

Es können bis zu fünf Anteilen übernommen werden.

Bettrittsformulare und nähere Auskünfte übermittelt auf Wunsch die

Hauptgeschäftsstelle des Verbandes

Verbandsvorsitzender Carl ölebel, Berlin 0 27. Dirdcsenstrafte 4.

Dr. F. E. Petri

in der deutschen Schrift-

und Umgangssprache.

Große Ausgabe
30. Auflage, vollständig neu bearbeitet

von Oberlehrer Uc Dr. Wilhelm Erbt

75 Druckbogen • 1200 Selten mit Ober

100000 Worterklarungen

Bobunden 10 Mark

•ti

Volks - Ausgabe
39. Auflage, neu bearbeitet von Prot

Dr. Rudolf Krause

55 Druckbogen • 862 Soften mit etwa

70000 Worterklarungen

Gebunden 7,90 Mark

Zu bezieben durch die

Verbind» • Bacihsidlaig Carl fiiaasi

lerlii 0 87, Mrekseittnsie 4

(P *l

Herbert Gehrke
Berlin-Schöneberg
Kolonneistraße 26

g ¦

_

Schreibmaschinen §

Farbbänder

Kohle-u.Durchschlag-
¦ Papiere ¦ ["<

Reparatur-Werkstatt
m ¦o

S Femspr.: Nsllendorf 203 5

Juristische
Werke alle?

Art, Klassiker-flusgaber

und sonstige literarisch

Erscheinungen
kOnnen bezogen werden durch dx

VerbandsbQdiliamiloDD Carl Gleit
Berlin 0 27, Dirdcsenstrarje ••

Verl»«: C. Giebel, Berlin O 17, Dircksenstraße 4. — Verantwortlich für den AnmeldenUli: H. Zaddach, Berlin.

Druck yon Alexander Schlicke * Cie., Berlin N ti, Bblsser Strafte MSH.


